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Vorbemerkung 

 

Nachfolgender Bericht enthält die wissenschaftlich-technischen Ergebnisse des Forschungs-
projektes NeGSt. Der Bericht wurde gemeinschaftlich von allen Verbundpartnern erstellt.  

Aufgrund der Wichtigkeit der adressierten Themen wurden bereits während der Projektlauf-
zeit einzelne Teilberichte erstellt, die dazu dienen sollten, die bereits erworbenen Erkennt-
nisse zeitnah zu nutzen. Ausgewählte Teilberichte wurden dabei auch unmittelbar im Internet 
veröffentlicht (http://projekte.fir.de/negst/veroeffentlichungen).  

Der vorliegende Bericht selbst enthält eine Zusammenfassung der Ergebnisse des Projektes. 
Die erstellten Einzelberichte zu den verschiedenen Arbeitspaketen und Teilergebnissen sind 
sehr detailliert und umfangreich. Die darin enthaltene Informationstiefe sollte jedoch bewahrt 
werden. Die detaillierten Teilberichte sind daher vollständig in den Anhang des vorliegenden 
Berichtes aufgenommen. Ebenfalls im Anhang enthalten sind die Vorträge der Projektab-
schlussveranstaltung vom 13.08.2013. Der Anhang steht in elektronischer Form zur Verfü-
gung und ist über die Technische Informationsbibliothek der Universität Hannover (TIB) er-
hältlich.  

 

Während der Laufzeit des Projektes wurden Ergebnisse erreicht, die dazu führten, dass für 
die noch anstehenden Entwicklungsarbeiten Anpassungen sowohl inhaltlicher als auch orga-
nisatorischer Art gegenüber der Situation zu Projektbeginn vorgenommen werden mussten. 
Es wurde dabei auch dargestellt, dass die Ziele des Projektes mit geringerem Aufwand er-
reicht werden können.  

In diesem Zusammenhang ist auch zu erwähnen, dass der Projektpartner Bombardier das 
Projekt auf eigene Kosten über die vollständige Projektlaufzeit hinweg bearbeitet hat.  

Als Projektführer und federführender Verbundvertragspartner konnte Bombardier Transporta-
tion (Signal) Germany GmbH in intensiver und enger Zusammenarbeit mit allen restlichen 
Verbundpartnern das Forschungsvorhaben zu einem erfolgreichen Abschluss bringen. 

Auch der Zuwendungsgeber konnte sich der vorgenannten Ausführung gemäß Protokoll zur 
Abschlussveranstaltung des Fördervorhabens am 13.08.2013 in Braunschweig anschließen.  

Obwohl der BMWi-Förderbescheid vom 31. 08. 2011 mit BMWi-Bescheid vom 05. 06. 2013 
gegenüber Bombardier Transportation (Signal) Germany GmbH widerrufen wurde, hat Bom-
bardier Transportation (Signal) Germany GmbH in seiner Eigenschaft als federführender 
Partner im Interesse auch der geförderten Partner des Verbundvorhabens den technischen 
Schlussbericht zu diesem Forschungsvorhaben mit erstellt und den positiven Projektab-
schluss federnführend begleitet. 
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1 Projektbeschreibung 

Mobilität und Verkehr sind zentrale Bestandteile unserer Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nung. Sie beeinflussen entscheidend die Lebensqualität sowie die Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit der Wirtschaft. Im Fokus des Projektes „Neue Generation Signaltechnik“ –
kurz NeGSt – steht der Schienenverkehr.  

Das verkehrspolitische Ziel, mehr Verkehr auf die Schiene zu verlagern, erfordert eine leis-
tungsfähige, sichere und zuverlässige Eisenbahninfrastruktur. Dies gilt insbesondere für die 
Eisenbahnleit- und -sicherungstechnik (LST), die sich einer Vielzahl an wirtschaftlichen und 
technischen Herausforderungen gegenüber sieht.  

Im Verbundvorhaben NeGSt haben sich neben der Deutschen Bahn AG als Infrastrukturbe-
treiber der Großteil der in Deutschland ansässigen LST-Hersteller sowie zwei Forschungs-
einrichtungen zusammengeschlossen, um ausgewählte Themen zu adressieren, die sowohl 
hersteller- als auch betreiberseitig wesentliche Herausforderungen darstellen. Während der 
zweijährigen Projektlaufzeit von September 2011 bis August 2013 wurden Lösungen entwi-
ckelt, die zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit der LST beitragen und somit Mobilität und Ver-
kehr nachhaltig attraktiver und wettbewerbsfähiger gestalten.  

1.1 Motivation und Zielsetzung 

Bedingt durch die lange Lebensdauer der LST von mehreren Jahrzehnten ist die derzeitige 
Situation geprägt von einem Mix verschiedener, teils überalterter Technik unterschiedlicher 
Generationen im Bestand der Deutschen Bahn. Das Einführen notwendig gewordener Neue-
rungen gestaltet sich schwierig. Dementsprechend hoch sind einerseits die Instandhaltungs-
kosten, andererseits aber auch die Aufwände bei Teilerneuerungen und anschließender Zu-
lassung bereits bestehender Anlagen wie z.B. Stellwerken. Gleichzeitig verändern sich bis-
herige Verfahren und Zuständigkeiten bei der Zulassung und Inbetriebnahme von Eisen-
bahninfrastruktur unter anderem aufgrund von Verordnungen der EU. Das Projekt hat sich 
daher zwei großen Themenkomplexen gewidmet:  

 
Abb. 1:  Adressierte Problemstellungen im NeGSt-Projekt 

Das technische Konzept für den überwiegenden Teil der Bedientechnik, die sich heute im 
Netz der Deutschen Bahn in Betrieb befindet, ist mehr als 20 Jahre alt. Obwohl die Systeme 
nach damaligem neustem Stand der Technik entwickelt wurden, sind es überwiegend mono-
lithische, proprietäre Lösungen, die die Umsetzung moderner Anforderungen erschweren 
und hohe Lebenszykluskosten aufweisen. 

Bei der Neugestaltung des Bediensystems gilt es, die monolithische Architektur aufzulösen, 
verschiedene Bedienkonzepte und -oberflächen zusammenzuführen und dabei neu zu ge-
stalten. Ein Aspekt bei dieser Neugestaltung war die Frage nach dem zukünftig verwendeten 
Sicherungsverfahren (bisher KF-Bedienung). Ein weiteres zentrales Ziel war die nutzer-
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zentrierte Gestaltung der Systembedienung mit Blick auf die Gebrauchstauglichkeit („Usabili-
ty“).  

Zu beantworten war weiterhin die Frage, wie Fehler oder Ausfälle, welche zukünftig durch 
intelligente Infrastrukturelemente eigenständig gemeldet werden, zentral erfasst und diese 
Informationen zum Zweck einer optimierten Instandhaltung ausgewertet und aufbereitet wer-
den sollen.  

Das zukünftige System muss in die bestehende Systemarchitektur der LST integriert werden 
können. Dazu sind umfangreiche Systemtests zum Nachweis der Konformität mit den Spezi-
fikationen erforderlich. Hierzu war die Aufnahme und Abstimmung der Testanforderungen 
der Systemhersteller notwendig, um anschließend ein einheitliches Testkonzept zu erarbei-
ten. 

Die Zulassung von LST stellt für Hersteller und Betreiber einen mit hohem zeitlichem, perso-
nellem und finanziellem Aufwand verbundenen Prozess dar. Die Einführung neuer EG-
Verordnungen (bspw. Common Safety Methods - CSM) erfordert auf nationaler Ebene Kon-
zepte zur Umsetzung sowie die Schaffung der hierzu notwendigen Voraussetzungen.  

 

Abb. 2:  Pyramide der Vorschriften auf verschiedenen Beteiligungsebenen (Quelle: Thales) 

Der wachsende Bedarf, Bestandsanlagen anzupassen oder in Teilen zu erneuern, erhöht 
ebenfalls die Komplexität der Zulassung. Insbesondere gilt dies, wenn Produkte, die nach 
anderen Normen zugelassen wurden, in der Bahndomäne eingesetzt werden sollen. 

Ziel im Projekt war deshalb die Erarbeitung klarer Vorgehensweisen zur zukünftigen Hand-
habung des Zulassungsprozesses in folgenden Themenbereichen: 

 Nachweismethoden der Sicherheit im Zulassungsprozess 
 Dokumentationsumfang bei der Zulassung gemäß CENELEC 
 Umgang mit zukünftigen Zulassungsverfahren 
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Konkrete Fragen, die dabei zu beantworten waren, stellen sich im Bereich der Umsetzung 
der CSM-Verordnung und der Möglichkeit, bestehende nationale Regelwerke hierbei anzu-
wenden. Ebenso sollte ein verbindliches Konzept für die gemäß CENELEC erforderliche 
Dokumentation erarbeitet werden, wobei auch bestehende Interpretationsspielräume verrin-
gert werden sollten. Weiterhin stellte sich die Frage nach dem Umgang mit Komponenten, 
die nach Normen anderer Industriebereiche zugelassen sind und im Bahnbereich eingesetzt 
werden sollen. Der Fokus in NeGSt liegt hierbei auf einem Vergleich der Zulassungsbedin-
gungen nach IEC 61508 (sog. „Commercials of the Shelf“ - COTS) und CENELEC 50129.  

1.2 Projektorganisation 

Das Projekt wurde durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) 
gefördert. Für die Durchführung und Abwicklung des Vorhabens war der TÜV Rheinland als 
Projektträger „Mobilität und Verkehrstechnologien“ eingesetzt. Die Bearbeitung der Inhalte 
erfolgte als Verbundprojekt mit neun Projektpartnern (s. Abb. 3).  

 
Abb. 3:  Beteiligte des NeGSt-Projektes 

Innerhalb des Verbundes übernahm die Firma Bombardier die Funktion der Projektleitung. 
Die Leitung des Arbeitspaketes „Harmonisierung des Bediensystems“ lag bei der DB Netz 
AG. Das Arbeitspaket „Optimierung des Zulassungsprozesses“ wurde von der Firma Sie-
mens geleitet. Unterstützt wurden die Leitungsaufgaben durch das DLR als Verbundkoordi-
nator.  

1.2.1 Projektstruktur 

Aus den vorstehend genannten Zielen wurden Aufgaben abgeleitet und in Arbeitspakete 
überführt. Die Projektstruktur ist in Abb. 4 dargestellt.  
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Abb. 4:  NeGSt Projektstruktur und Arbeitspakete 

Für die Bearbeitung der drei Arbeitspakete im AP 2000 „Optimierung des Zulassungsprozes-
ses“ wurden zu Projektbeginn fünf Arbeitsgruppen gebildet.  

1.2.2 Projektpartner 

Das Vorhaben wurde als Verbundprojekt mit neun Projektpartnern durchgeführt. Bei der Zu-
sammenstellung wurde Wert darauf gelegt, sowohl Industrieunternehmen aus der Bahnbran-
che als auch die DB Netz AG als Betreiber von Leit- und Sicherungstechnik sowie For-
schungseinrichtungen mit Erfahrung im Bereich der genannten Fragestellungen zu beteili-
gen.  

1.2.2.1 Bombardier Transportation (Signal) Germany GmbH  

Bombardier Transportation ist ein weltweit tätiges Unternehmen in der Schienenverkehrs-
technologie mit Hauptsitz in Berlin. Die Tochter Bombardier Transportation (Signal) Germany 
GmbH entwickelt, vertreibt und liefert das Produktportfolio für komplexe Projekte unter-
schiedlicher Auftraggeber von den Standorten in Braunschweig und Mannheim. Bombardier 
verfügt über umfangreiches Know-how und Erfahrung in allen Ausrüstungsbereichen solcher 
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Projekte über den gesamten Prozess von der Planung über die Installation bis zur Inbetrieb-
nahme. Innerhalb der Projekte werden innovative Systeme sowie bestehende Systeme er-
weitert und zugelassen. Für das Erreichen der Projektziele konnte die umfangreiche Erfah-
rung bei der Zulassung entsprechend genutzt werden.  

Neben der inhaltlichen Mitarbeit übernahm Bombardier die Gesamt-Projektleitung und die 
Leitung der AG 3 „Erforderliche Dokumentation gemäß CENELEC“. Das Unternehmen Bom-
bardier hat dabei die Mitarbeit im Projekt vollständig auf eigene Kosten erbracht.  

1.2.2.2 DB Netz AG 

Die DB Netz AG betreibt ca. 34.000 km Fahrweg mit über 70.000 Weichen und 3400 Stell-
werken unterschiedlicher Technologiegenerationen. Aus dem Kerngeschäft, die Infrastruktur 
zu betreiben, instand zu halten und auslaufende Technik auf neue zu migrieren ergibt sich 
unmittelbar die Kenntnis des Optimierungsbedarfs. Dementsprechend wurde für das Projekt 
NeGSt als eine drängende Herausforderung die Neugestaltung des Bediensystems der Leit-
technik herausgestellt. Aber auch das Thema der Zulassung ist für die DB relevant, da einer-
seits eine Effizienzsteigerung im Zulassungsprozess Erneuerungen in der Infrastruktur be-
schleunigt und andererseits die Einflussnahme der EU auf den nationalen Zulassungspro-
zess zu Veränderungen von Rollen und Verantwortungen der Beteiligten führt.  

Die DB Netz AG war in allen Arbeitspaketen inhaltlich beteiligt und leitete das Arbeitspa-
ket 1000 „Harmonisierung des Bediensystems“ sowie die AG 1 „Allgemein anerkannte Re-
geln der Technik“. Unterstützt wurde die DB durch die Firma Ebcot Business Solutions, die 
als Unterauftragnehmer im Projekt mitgearbeitet hat.  

1.2.2.3 Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) e.V. 

Das Institut für Verkehrssystemtechnik des Deutsche Zentrums für Luft- und Raumfahrt 
(DLR) erforscht in der Abteilung „Bahnsysteme“ speziell Themen mit Bezug zum Schienen-
verkehr. Die Bandbreite der Forschungsgebiete erstreckt sich über betriebliche Fragestellun-
gen, Life Cycle Management, menschzentrierte Systemgestaltung bis hin zu Sensordatener-
fassung und –auswertung. Außerdem betreibt das Institut mit dem RailSiTe® eines der drei 
unabhängigen Labore in Europa, die für Tests der Konformität und Interoperabilität von 
ETCS-Komponenten eingesetzt werden.  

Das DLR brachte die genannten Kompetenzen in allen Arbeitspaketen des Projektes ein und 
übernahm darüber hinaus die Rolle des Projektkoordinators als Unterstützung der Gesamt-
projektleitung.  

1.2.2.4 Forschungsinstitut für Rationalisierung (FIR) e.V. 

Das Forschungsinstitut für Rationalisierung (FIR) e.V. an der RWTH Aachen ist ein selbst-
ständiges, der RWTH Aachen angegliedertes Institut, das sich praxisrelevanten Forschungs-
fragen der Betriebsorganisation und Unternehmensentwicklung widmet. Die Schwerpunkte 
der Forschungsarbeit liegen in den Bereichen der betrieblichen Organisation und deren Un-
terstützung durch IT-gestützte Anwendungen sowie Methoden. Das FIR erarbeitet geeignete 
Lösungen und entwickelt Geschäftsmodelle für industrielle und technische Dienstleister (Be-
triebliche Instandhaltung, Pre- & After-Sales-Services, Fremddienstleister) und Unternehmen 
des produzierenden Gewerbes.  

Im Projekt NeGSt lagen die Tätigkeitsschwerpunkte des FIR im AP 1200 in der Aufnahme 
und Analyse der Anforderungen an die Diagnosemeldungen und Entwicklung des Konzeptes 



Schlussbericht 

Projektbeschreibung 

 S. 17 

einer Auswerteplattform für Diagnosedaten zur Rückmeldung von Felddaten an die Herstel-
ler.  

1.2.2.5 Funkwerk AG, TCC  

Funkwerk Traffic & Control Communication (Funkwerk TCC) ist Hersteller von Leit- und Si-
cherungstechnik für den schienengebundenen Verkehr. In diesem Geschäftsfeld hat Funk-
werk TCC ein wirtschaftliches Stellwerkssystem entwickelt, das von Beginn an nach den ak-
tuellen CENELEC-Standards (EN50126/128/129) konzipiert wurde und durch den modularen 
Einsatz von Standard-Industriekomponenten besonders zukunftssicher ist. In diesem Zu-
sammenhang hat Funkwerk TCC umfangreiche Erfahrungen in Europa bei der Realisierung 
und Zulassung von Stellwerkssystemen nach CENELEC gesammelt.  

Die unterschiedlichen Ansätze und Erfahrungen mit dem Zulassungsprozess in Europa wa-
ren eine wertvolle Zuarbeit für das Projekt NeGSt vor allem im Bereich des AP 2000. Insbe-
sondere aufgrund der Kenntnisse über den Einsatz von Standard-Komponenten in der Bahn-
Domäne leitete Funkwerk außerdem die AG 5 „Umgang mit COTS / Hybriden“.  

1.2.2.6 Pintsch Bamag GmbH 

Die Pintsch Bamag Antriebs- und Verkehrstechnik GmbH ist seit 80 Jahren als Hersteller von 
Signaltechnik tätig und kann somit auf Erfahrung in der Entwicklung und Zulassung signal-
technischer Systeme und Komponenten verweisen. Insbesondere die Entwicklungen der 
letzten Jahre im Bereich der rechnergesteuerten Bahnübergangstechnik sowie von Kompo-
nenten für LED-Lichtsignale waren geprägt von neuen Herausforderungen, die durch die 
neuen Anforderungen an Entwicklungs- und Zulassungsprozesse nach CENELEC bestimmt 
sind.  

Aufgrund der hier gemachten Erfahrungen und erlangten Kompetenzen arbeitete Pintsch 
Bamag im AP 2000 an der Optimierung des Zulassungsprozesses mit.  

1.2.2.7 Scheidt & Bachmann GmbH 

Das Unternehmen Scheidt & Bachmann ist seit seiner Firmengründung 1872 als Anbieter für 
Eisenbahnsignaltechnik tätig und bietet eine gesamthafte Produktpalette für LST auf Neben-
strecken. Das Unternehmen hat u.a. ein rechnergesteuertes Stellwerk entwickelt und in den 
Markt eingebracht, welches mit einer verfahrensgesicherten Bedienung (ANSI / EISI) ausge-
stattet ist. In diesem Zusammenhang ergibt sich eine enge Verbindung zum neuen Bedien-
system der LST insofern, als dieses Verfahren weiterentwickelt und auf neue Schnittstellen-
bedingungen abgestützt werden muss. 

Die durchgeführten Entwicklungen haben aufgezeigt, dass ein Betrieb eines Stellwerkes 
durch Verwendung standardisierter Komponenten im Bereich der LST möglich ist. Für diese 
Anwendungen liegen Zulassungen des EBA sowie Freigaben der DB AG vor. Aufgrund der 
gemachten Erfahrungen unterstützte Scheidt & Bachmann im AP 2000 die Bearbeitung der 
Fragen, wie die Industrie, das EBA und die DB AG die Verwendbarkeit von Produkten und 
deren Entstehungsprozesse zukünftig dokumentieren, zulassen und freigeben können. 

1.2.2.8 Siemens AG 

Die Siemens AG, IC MOL RA Infrastructure & Cities / Mobility & Logistics / Rail Automation 
(IC MOL RA) liefert intelligente Bahnautomatisierungssysteme für den Fern- und den Nah-
verkehr und ist einer der international führenden Anbieter von elektronischen Stellwerken, 
Zugbeeinflussungssystemen, Komponenten und Telekommunikationslösungen für Bahnan-
wendungen. Mit der Entwicklung der elektronischen Stellwerkstechnik standen die Ziele Ra-
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tionalisierung, Automatisierung und Senkung der Betriebskosten im Vordergrund. Dies gilt 
natürlich auch für die ständige Weiterentwicklung der bewährten Technologien, dient aber 
auch als Anreiz für neue, innovative Lösungen.  

Die Kompetenzen im Zulassungsprozess sowie Produkt- und Marktkenntnisse trugen maß-
geblich zum Erfolg des Projekts bei. Aufgrund dessen war Siemens in allen Arbeitspaketen 
inhaltlich beteiligt. Darüber hinaus leitete Siemens das AP 2000 „Optimierung des Zulas-
sungsprozesses“ sowie darin die AG 2 „Umsetzung der CSM-VO“ und AG 4 „Konzept Hand-
buch Zulassung Infrastruktur“.  

1.2.2.9 Thales Transportation Systems GmbH 

Die Thales Transportation Systems GmbH mit Sitz in Stuttgart ist ein weltweit tätiger Anbie-
ter von Technologien zur Zugsicherung, Fahrwegsicherung und Betriebsleittechnik sowie 
integrierter Kommunikationslösungen. Thales verfügt über umfassende internationale Erfah-
rungen in allen Aspekten der Leit- und Sicherungstechnik, der Netzintegration und der ent-
sprechenden Dienstleistungen. Thales ist maßgeblich an der Entwicklung und dem Bau ei-
gener Zugsteuerungssysteme, Stellwerkssysteme und vielfältiger ergänzender Anlagen für 
die Deutsche Bahn AG und ausländische Bahnunternehmen im Nah- und Fernverkehr betei-
ligt. 

Die langjährige Erfahrung des Unternehmens auf dem Gebiet der Zugsteuerung und Zugsi-
cherung und speziell der Stellwerkstechnik sowie auf dem Gebiet der Wartung und Instand-
haltung unterstützten in die Arbeiten im Projekt NeGSt sowohl im Bereich der Zulassung als 
auch am zukünftigen Bediensystem. 
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2 Zielerreichung 

Die Erreichung der in Kapitel 1.1 beschriebenen Ziele ist nachfolgend konkret für Arbeitspa-
kete 1000 und 2000 dargestellt.  

2.1 Erreichte Ziele im Bereich der Stellwerksbedienung 

Die Entwicklung der Stellwerkstechnik und insbesondere der Stellwerksbedienung befinden 
sich seit einiger Zeit in einem grundlegenden Innovationsprozess. Die zu Beginn des Projek-
tes vorzufindende Situation war geprägt durch technische Lösungen, die in den 90er Jahren 
entwickelt wurden und im Hinblick auf Flexibilität, Leistungsfähigkeit, Standardisierung und 
Wirtschaftlichkeit nicht den heutigen Anforderungen entsprechen. Umso dringlicher wurde 
ein grundlegender Erneuerungsbedarf diagnostiziert, der einer der treibenden Faktoren für 
das Forschungsprojekt NeGSt gewesen ist.  

Die Stellwerksbedienung ist eine der wesentlichen Schlüsseltechnologien für einen leistungs-
fähigen und effizienten Bahnbetrieb, da über die Stellwerksbedienung der gesamte Bahnbe-
trieb gesteuert, überwacht und bei Störungen im planmäßigen Betriebsablauf individuelle 
Lösungen vom Fahrdienstleiter signaltechnisch sicher umgesetzt werden müssen. Dabei 
steht der Mensch im Mittelpunkt, der die Systeme bedienen muss und über die Stellwerks-
bedienung eine bestmögliche Informationsaufbereitung und funktionelle Unterstützung für 
seine Arbeit erwartet.  

Ausgehend von der Zielsetzung der Entwicklung einer auf den Bediener ausgerichteten, 
weitgehend intuitiv zu bedienenden und leistungsfähigen Stellwerksbedienung mussten bei 
der Anforderungsdefinition weitere Aspekte berücksichtigt werden. So sind weitere Funktio-
nen, wie z.B. die ETCS-Bedienung in den bisherigen Bedienplatz zu integrieren, die Unter-
schiede in den Systemen verschiedener Hersteller durch Standardisierung zu eliminieren 
und eine technische Architektur zu entwickeln, die offen und agil ist, um auch zukünftigen 
Anforderungen gerecht werden zu können. Letztlich sind die Bedienerfreundlichkeit und 
Wirtschaftlichkeit Entwicklungsziele der neuen Stellwerksbedienung.  

In die Projektarbeit des Forschungsprojektes wurden auf Seiten der Bahn alle Stakeholder - 
angefangen vom Fahrdienstleiter bis zum Betriebsrat - einbezogen, um eine möglichst breite 
Diskussion zu motivieren und ein vollständiges Anforderungsprofil für die neue Stellwerksbe-
dienung zu erarbeiten. Im Ergebnis konnten die funktionalen Anforderungen vollständig defi-
niert und abgestimmt werden. Im Rahmen dieser Diskussion wurden die Funktionsanforde-
rungen von ETCS ebenso konkretisiert wie die der Einbindung von TK-Funktionalitäten, wie 
z.B. die Verknüpfung der Telefonnummer des Triebfahrzeugführers mit der Zugnummer, um 
zukünftig einen direkten telefonischen Verbindungsaufbau aus der Bedienoberfläche zu er-
möglichen.  

Neben der funktionalen Spezifikation war die Benutzerfreundlichkeit ein wesentlicher Unter-
suchungs- und Gestaltungsgegenstand im Projekt. Die ursprünglich geplanten Analysen in 
den Betriebszentralen, d.h. im realen Wirkbetrieb der derzeitigen Bediensysteme, waren auf-
grund der möglichen Beeinflussung und der Personenbezogenheit der wissenschaftlichen 
Beobachtung nicht möglich. Dennoch wurden umfassende Interviews mit Fahrdienstleitern 
und Analysen über die Bedienerführung der aktuellen Systeme durchgeführt. Im Ergebnis 
konnten Optimierungspotenziale in Form einer alternativer Bedienerführung, Anzeige und 
Funktionsgestaltung aufgezeigt werden. Ein wesentlicher Erfolgsfaktor war dabei, dass es im 
Projekt gelungen ist, die theoretischen Ansätze in Form eines Demonstrators im Eisenbahn-
betriebsfeld in Darmstadt (EBD) umzusetzen. So konnten zunächst verschiedene Releases 
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des Prototypen in entwicklungsbegleitenden iterativen Schritten bewertet und optimiert wer-
den. Anschließend wurden ausgewählte Funktionen mit den Fahrdienstleitern am Prototyp 
erprobt und so die jeweils aus der Sicht der Benutzer besten Lösungen ermittelt. Aus der 
Sicht der Projektleitung kann festgehalten werden, dass ein iterativer Gestaltungsprozess auf 
der Basis von funktionalen Prototypen sehr gut funktioniert hat, um Gestaltungsvarianten 
effizient zu erproben und durch die Anwender bewerten zu lassen. Letztlich konnten durch 
diese intensive Arbeit zwischen den beteiligten Forschungspartnern und den Anwendern 
eine Reihe innovativer Lösungen gefunden, dokumentiert und prototypisch umgesetzt wer-
den.  

Die Erarbeitung eines Konzeptes für eine Auswerteplattform von Diagnosemeldungen war 
ein weiteres Teilziel des Projektes. Vor diesem Hintergrund galt es, die Anforderungen für 
eine Auswerte- bzw. Diagnoseplattform zu ermitteln und zentral zu dokumentieren. Die Er-
hebung relevanter Anforderungen schloss dabei unter anderem funktionale und nichtfunktio-
nale Anforderungen sowie Anforderungen an die technische Architektur und an das spezifi-
sche Layout der Oberfläche der Diagnoseplattform mit ein. Zudem wurden verschiedene 
Anwendungsfälle definiert, die mögliche Einsatzfelder der Diagnoseplattform aufzeigen. Die 
Umsetzung des Konzeptes – wie sie prototypisch im Projekt durchgeführt wurde – wird Or-
ganisationseinheiten in ihrer Ausübung der jeweiligen Funktionen besser unterstützen, als 
dies derzeit mittels verschiedener proprietärer, herstellerspezifischer Diagnosesysteme mög-
lich ist. 

Ein weiteres Ziel des Projektes war die Schaffung methodischer und struktureller Grundlagen 
für ein effizientes Testkonzept. Dieses wird für die Einführung neuer Systeme benötigt, um 
Entwicklungen gegen die Spezifikationen zu testen. Die Erstellung eines vollständigen Test-
fallkatalogs für das neue Bediensystem war nicht Bestandteil des Projektes, da dieser erst 
auf Basis einer vollständigen Systemspezifikation (SRS) erstellt werden kann. Als Grundlage 
dafür konnte jedoch im Projekt ein Metatestplan erstellt werden, welcher die Vorgehensweise 
bei der Vorbereitung und Durchführung der Tests beschreibt. Weiterhin wurde ein Format für 
die Testfälle erstellt und herstellerübergreifend abgestimmt. Bei Vorliegen der SRS des neu-
en Bediensystems kann das Testkonzept entsprechend angepasst und zum Nachweis der 
Konformität angewendet werden.  

Die Ergebnisse dieser Forschungsarbeit werden die Basis einer Ausschreibung bilden, um 
gemeinsam mit der Industrie eine erste Pilotanwendung zu implementieren. Die im Projekt 
gewonnenen Ergebnisse werden somit direkt verwendet und werden maßgeblich dazu bei-
tragen, die neue Stellwerksbedienung bei der Bahn zu gestalten. Die im Projekt verfolgten 
Ziele und die damit verbundene Erwartungshaltung auf Seiten der Bahn konnten durch das 
Projekt voll erfüllt werden.  

2.2 Erreichte Ziele im Bereich der Zulassungsprozesse 

In den vergangenen Jahren zeigt sich ein deutlicher Trend: bei steigender Komplexität der 
Produkte und wachsender Anzahl an Herstellern sinkt die personelle Kapazität bei der zulas-
senden Behörde. Es mangelt zudem an Möglichkeiten zum Aufbau neuen Know-hows.  

Soll, wie im Gesamtziel des NeGSt-Projektes formuliert, die Wettbewerbsfähigkeit des 
Schienenverkehrs gesteigert werden, so spielt die Optimierung bzw. Neugestaltung des Zu-
lassungsprozesses dabei eine entscheidende Rolle. Für den wirtschaftlichen Erfolg und den 
verkehrstechnischen Nutzen ist es essentiell, wie schnell Innovationen im Eisenbahnnetz 
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operativ eingesetzt werden können. Dabei darf der Zulassungsprozess als solcher kein 
maßgeblicher Risikofaktor sein. 

Wenn über die Novellierung der Typzulassung des EBA nachgedacht wird, ist es nicht aus-
reichend, für einzelne Punkte nach Lösungen zu suchen. Es ist vielmehr ein ganzheitlicher 
Ansatz erforderlich, der alle Probleme aufgreift. 

Mit Projektbeginn wurden daher auf dem Kick-off Workshop zum AP2000 die Arbeitsinhalte 
zum Komplex „Zulassungsprozess“ präzisiert und eine dem aktuellen Stand der Erkenntnis-
se zur „Neuen Typzulassung (NTZ)“ angepasste Arbeitsplanung vorgenommen. Die Präzi-
sierung wurde im Hinblick auf die Weiterentwicklungen im Zeitraum von Beantragung des 
Vorhabens bis zum tatsächlichen Projektstart erforderlich. 

Durch die Projektteilnehmer konnte für eine effiziente und vollumfängliche Bearbeitung der 
Aufgabenstellung eine Aufteilung in fünf Arbeitsgruppen für die anstehenden Arbeiten gefun-
den werden (siehe auch Kap. 4):  

- Arbeitsgruppe (1) „Allgemein anerkannte Regeln der Technik" 
- Arbeitsgruppe (2) „Umsetzung CSM-VO" 
- Arbeitsgruppe (3) „Erforderliche Dokumentation (CENELEC alt-neu)" 
- Arbeitsgruppe (4) „Konzept Handbuch Zulassung Infrastruktur" 
- Arbeitsgruppe (5) „Umgang mit Komponenten nach IEC 61508 (COTS) / Hybriden"  

2.2.1 Zielerreichung Arbeitsgruppe 1 „Allg. anerkannte Regeln der Technik" 

Die Arbeitsgruppe 1 wurde durch die DB Netz koordiniert und hat sich mit dem Thema „aner-
kannte Regeln der Technik“ im Rahmen der Common Safety Methods (CSM) auseinander-
gesetzt. Diese Regelwerke mussten in einer Form aufbereitet werden, die eine zukünftige, 
sektorweite Anwendung erlaubt. 

Durch die Arbeitsgruppe wurden eingehende Analysen der in Betrieb befindlichen Technik 
durchgeführt. In den einzelnen Techniken konnten bis in die Produktebene sowohl die her-
stellerseitige als auch die betreiberseitige Bedeutung bewertet werden. Mit der Bewertung 
aus Sicht der Hersteller und der DB Netz AG wurde eine Priorisierung mit Blick auf fehlende 
Anerkannte Regeln der Technik erarbeitet. 

Auf Basis dieser Erkenntnisse wurden im Ergebnis die vielfältigen Möglichkeiten bewertet, 
aus denen Anerkannte Regeln der Technik ableitbar sind. Das daraus erarbeitete Positions-
papier stellt die Ansätze, Anforderungen und Lösungsvorschläge vor und beinhaltet folgende 
konkrete Themen (siehe auch Kap. 4.1): 

- Juristische Grundlagen 
- Technische Grundlagen 
- Qualitätsorientierte Prozesse in Unternehmen 
- Sicherheitsmanagementsystem 
- Definitionen Anerkannte Regeln der Technik 
- Definition Regelwerk 
- Vorschläge und Identifizierte Methoden zur Etablierung Anerkannter Regeln der 

Technik 
- Techniken im Einsatz – Regelwerkslandkarte 
- Schritte der Qualifizierung zu Anerkannten Regeln der Technik 
- Etablierung vom Lenkungskreis Infrastruktur 

Damit wurde die Zielstellung in vollem Umfang erreicht. 
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2.2.2 Zielerreichung Arbeitsgruppe 2 „Umsetzung CSM-VO" 

Die Arbeitsgruppe 2 wurde durch Siemens koordiniert und hatte zum Ziel, konkrete Ansätze 
bzw. Methoden zur effizienten Umsetzung der CSM-VO insbesondere bei Änderungen an 
technischen Systemen bereitzustellen. Seit 01.07.2012 ist die CSM-VO (EG 352/2009 vom 
24.04.2009) verbindlich, gibt aber nicht erschöpfend Auskunft darüber, wie sie zu bestimm-
ten Fragestellungen und Anwendungsfällen anzuwenden ist. Vor allem die Nachweismetho-
den der Sicherheit auf Basis gleicher Sicherheit und nach anerkannten Regeln der Technik 
lässt die CSM-VO offen. 

Für die umfassende Bearbeitung wurde das Thema in mehrere Teilbereiche aufgeteilt und in 
folgenden Ergebnisberichten behandelt (siehe auch Kap. 4.2). 

- Signifikanzbewertung 
- Weitgehend akzeptables Risiko 
- Generischer Umgang mit Regelwerken 
- Analyse von Referenzsystemen 
- Semi-quantitative Verfahren zur expliziten Risikoanalyse 
- Unabhängige Begutachtung, insb. Rolle von und Auswirkungen auf Prüfleitstellen 
- Erfüllung der CSM-VO durch Anwendung der CENELEC-Normen 

Die Projektergebnisse wurden außerdem in einer Präsentation in einer Form aufbereitet, die 
zur Schulung und Information über die CSM-Verordnung und deren Inhalte auf verschiede-
nen Ebenen (Mitarbeiter bis Management) genutzt werden kann.  

Das Projektziel für die Arbeitsgruppe 2 konnte damit vollständig erreicht werden. 

2.2.3 Zielerreichung Arbeitsgruppe 3 „Erforderliche Dokumentation (CENELEC alt-
neu)" 

Die Arbeitsgruppe 3 wurde durch Bombardier koordiniert und hatte zum Ziel, eine einheitli-
che CENELEC-konforme Dokumentenliste bei der Einreichung zur Zulassung von Projekt-
vorhaben zu erstellen. Hierbei sollte ein Best Practice Ansatz auf der Basis der Forderungen 
und Interpretationsspielräume der Normen identifiziert werden und ein Katalog von Maß-
nahmen und Dokumenten abgeleitet werden. 

Es wurde von den in der Arbeitsgruppe 3 beteiligten Projektpartnern Bombardier, DB Netze, 
DLR, Funkwerk AG TCC, Pintsch Bamag, Scheidt & Bachmann, Siemens und Thales ein 
gemeinsames Verständnis entwickelt, wie die CENELEC-Normen DIN EN 50126, DIN EN 
50128 und DIN EN 50129 Anwendung finden sollen.  

Mit dem Erstellen der Ausprägungen von Dokumentenlisten für die ‚Best Practices‘ wurde 
gleichzeitig die generische Dokumentenliste auf ihre Anwendbarkeit für verschiedene prakti-
sche Anwendungsfälle hin positiv verifiziert. 

Außerdem konnte gezeigt werden, dass die Ergebnisse bezüglich der Dokumentenlisten für 
SIL 4-Entwicklungen auch für SIL 2-Entwicklungen angewendet werden können.  

Weiterhin wurde auf die Skalierbarkeit der generischen Dokumentenliste bei Systemen mit 
einer mehr oder weniger komplexen Struktur von System / Subsystemen / HW-Komponen-
ten / SW-Komponenten eingegangen. Dies trifft in unterschiedlicher Ausprägung und Kom-
plexität für die Kategorien Generisches Produkt, Generische Applikation und Spezifische 
Applikation zu, welche wiederum aufeinander aufbauen (siehe auch Kap. 4.3). 

Die Arbeitsgruppe 3 hat das gestellte Ziel vollständig erreicht. 
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2.2.4 Zielerreichung Arbeitsgruppe 4 „Konzept für ein Handbuch „Zulassung Infra-
struktur““ 

Die Arbeitsgruppe 4 wurde durch Siemens koordiniert und hatte zum Ziel, die besonderen 
Herausforderungen in der Zulassung, die sich durch eine fortschreitende Modularisierung der 
LST und die Standardisierung von innersystemischen Schnittstellen ergeben, einer Lösung 
zuzuführen. Für den Bereich der Zulassung sollte dabei ein sektorweit einheitliches Ver-
ständnis und Vorgehen für die effiziente Gestaltung des Zulassungsprozesses durch die Er-
stellung eines Konzeptes für ein Sektorhandbuch (SHB) abgestimmt werden. 

2.2.4.1 Aufgabenstellung „Konzept Sektorhandbuch“ 

Anhand des im Mai 2011 veröffentlichten Handbuchs „Eisenbahnfahrzeuge“ (Leitfaden für 
Herstellung und Zulassung) wurde zunächst für ein Sektorhandbuch Infrastruktur eine inhalt-
liche Orientierung über die konzeptionell notwendigen Inhalte durchgeführt und eine Ablei-
tung der Strukturierung für das Sektorhandbuch Infrastruktur (LST) erstellt. Zusätzlich wur-
den weitergehende Inhalte aus der Fachwelt des Bereiches Signalanlagen abgeleitet und 
erfasst. 

2.2.4.2 Weiterentwicklung der Aufgabenstellung „Mitwirkung am Sektorhandbuch“ 

Mitte 2012 wurde im Rahmen von „Runder-Tisch“- Gesprächen (vgl. Abb. 5) eine weiterge-
hende Initiative durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS), die Deutsche Bahn AG (DB AG), den Verband der Bahnindustrie in Deutschland 
e.V. (VDB) und den Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) zur umgehenden Er-
stellung eines Sektorhandbuches (NTZ) gestartet.  

In dieses Sektorhandbuch waren auch die strukturellen Ergebnisse der Verfahrensbeschrei-
bung NTZ der VV NTZ ÜGR einzubringen. 

Aus Sicht der Arbeitsgruppe war eine Zusammenführung der geschilderten Aktivitäten eine 
wesentliche Voraussetzung für die Zielerreichung „Erstellung eines Sektorhandbuches Infra-
struktur/NTZ“. 
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Abb. 5:  Zusammenführung mit Sektorinitiative zur Erstellung SHB Infrastruktur/NTZ 

Die Arbeit am Sektorhandbuch wurde aus Sicht des Projektes NeGSt durch die Unterar-
beitsgruppen „NTZ“ und „Prozesse“ unterstützend weitergeführt und sollte somit die konzep-
tionelle Basis für das Sektorhandbuch liefern, wobei die Erstellung des SHB Zielstellung der 
„Runder-Tisch“ Initiative blieb. 

In der Folge wurde entsprechend der “Runder-Tisch“ Initiative und der Aufgabenstellung der 
Arbeitsgruppe 4 die Arbeit an Inhalten des Sektorhandbuches Infrastruktur/NTZ (von der 
Gliederung über die Präambel und weitere Inhalte), aber auch die Mitarbeit an der Erstellung 
der VV NTZ ÜGR Stufe 1 und Stufe 2 als maßgebliche Formulierung derzeit möglicher Zu-
lassungsprozesse in Zusammenarbeit aller Partner (BMVBS, DB AG, EBA, VDB und VDV) 
auf verschiedenen Bearbeitungsebenen fortgeführt. 

Auf der Basis möglicher rechtlicher Weiterentwicklungen (z.B. Entwürfen zur Eisenbahn-Bau-
Durchführungsverordnung [EBDVO]) wurden auch weitergehende Modelle zur Ausgestaltung 
des Themas „Neue Typzulassung“ als inhaltliche Basis für das Sektorhandbuch Infrastruk-
tur/NTZ auf verschiedenen Ebenen (Arbeits- und Leitungsebene) diskutiert und analysiert. 

Dabei wurde deutlich, dass rechtliche Weiterentwicklungen (z.B. durch Verabschiedung und 
Inkraftsetzung einer neuen Fassung der EBDVO durch die staatlichen, gesetzgebenden Or-
gane) in der zu diesem Zeitpunkt zu Ende gehenden Legislaturperiode nicht mehr erreichbar 
waren, wodurch wiederum kurzfristig zu erstellende Regelungen auf dieser Basis ebenso 
zeitnah nicht mehr möglich waren. 
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Somit wurde im Mai 2013 auf Leitungsebene der Beschluss gefasst, das Schreiben eines 
„Sektorhandbuches Infrastruktur/NTZ“ auf Ebene der „Runder-Tisch“ Gespräche unter 
NeGSt-Mitwirkung vorerst auszusetzen.  

Die Weiterführung der Arbeiten wurde daraufhin auf 

 die Arbeiten zur Fertigstellung der VV NTZ ÜGR Stufe 2 sowie der Veröffentli-
chung und Herausgabe dieser Verwaltungsvorschrift des Eisenbahn-Bundesamtes 
unter Ausgabe eines abgestimmten Einführungsschreibens, dass die notwendigen 
kurzfristigen Informationen zu resultierenden Prozessanpassungen der Zulas-
sungsaktivitäten im Bereich der Infrastruktur der Leit- und Sicherungstechnik ge-
ben soll und 

 die Erstellung eines Referentenentwurfs im BMVBS (bis Ende 2013, außerhalb der 
NeGSt-Projektlaufzeit), der auf Basis weiterentwickelter, rechtlicher Regelungen 
(insbesondere mit Wirkung auf die notwendige Prüftiefe der Prozessbeteiligten) die 
Voraussetzungen und die sich ergebenen Prozessanpassungen bzw. Zulassungs-
varianten hin zu neuen Legitimierungsverfahren beschreiben soll,  

fokussiert. 

2.2.4.3 Neuregelung des Zulassungsprozesses (NTZ) 

 

Abb. 6:  Neuregelung des Zulassungsprozesses durch den Ansatz „NTZ“ 
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Die Erstellung und Inkraftsetzung der VV NTZ ÜGR Stufe 2 ist der derzeit adäquate Ersatz 
für ein Sektorhandbuch Infrastruktur/NTZ insbesondere unter Wahrung der derzeitigen recht-
lichen Voraussetzungen. 

Die Zielstellung der Arbeitsgruppe 4 konnte unter Berücksichtigung der während der Projekt-
laufzeit erfolgten äußeren Einflüsse und der erfolgten Präzisierung der Aufgabenstellung 
vollumfänglich erreicht werden (siehe auch Kap. 4.3.4). 

 

2.2.5 Zielerreichung Arbeitsgruppe 5 „Umgang mit Komponenten nach IEC 61508 
(COTS) / Hybriden“ 

Die Arbeitsgruppe 5 wurde durch Funkwerk TCC koordiniert. Im Fokus der Arbeitsgruppe 
stand der spezifische Aspekt des Umgangs mit nach IEC 61508 zertifizierten Komponenten 
(COTS-Produkte) im Zulassungsprozess für elektronische Stellwerke. 

Aufgrund der Komplexität des Themas wurden im ersten Schritt einzelne Aspekte dieser 
Aufgabenfelder definiert, die innerhalb des Förderprojekts NeGSt betrachtet werden sollten. 
Durch die Fokussierung auf spezielle Themen konnte sichergestellt werden, dass die Evalu-
ierungen zu den einzelnen Themen abgeschlossen werden können und ein qualifizierter 
Ausblick auf weitere Untersuchungen gegeben werden kann.  

Auf Basis eines Normenvergleichs konnten geeignete Ansätze für Maßnahmen aufgezeigt 
werden, wie nach IEC zugelassene Standardindustriekomponenten zulassungsfähig für ei-
nen Einsatz in der LST werden können. Diese sind in erster Linie als Hilfestellung für mögli-
che gemeinsame oder ergänzende Zulassungsprozesse gedacht. Die Vergleichstabellen 
können als Index und Orientierungshilfe bei weiteren Ergänzungs- oder Forschungsvorhaben 
dienen. 

Im Rahmen der Untersuchung zur Prozessgestaltung wurden die Aspekte: 

- Prozess der RAMS-Nachweisführung und unterstützende Werkzeuge 
- Ansätze zur Optimierung toolgestützter Teststrategien 
- Feinkonzept und Prototyp für eine RAMS-Diagnoseplattform 
- Projektierung von COTS-Produkten 

untersucht und ein Handlungsleitfaden für die Integration von COTS-Produkten in den Zulas-
sungsprozess von LST erarbeitet (siehe auch Kap. 4.4).  
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3 Ergebnisse im AP 1000 „Harmonisierung der Stellwerksbedienung“ 

Im Abschnitt 3 sind Zusammenfassungen der Arbeiten und deren Ergebnisse des AP 1000 
dargestellt. Für eine detailliertere Beschreibung wird auf Anhang 1 verwiesen.  

3.1 Konzept für die integrierte Bedienung von LST, Dispo, MAS und TK 

3.1.1 Ausgangsituation 

Im Verantwortungsbereich der DB Netz AG befinden sich heute verschiedene Bediensyste-
me, die insgesamt eine heterogene Landschaft in Bezug auf Sicherheitsanforderungen, 
Technologie, Alter, Bedienphilosophie und Bedienbarkeit bilden. Obwohl die einzelnen Teil-
systeme der Leit- und Sicherungstechnik (LST), der Disposition (Dispo), Gefahren- und 
sonstige Meldeanlagen (MAS) und der Telekommunikation (TK) bei ihrer Einführung dem 
jeweils aktuellen Stand der Technik entsprachen, sind sie heute – zumindest in Teilen – nicht 
mehr allen Anforderungen gewachsen. Neue und gestiegene Anforderungen ergeben sich 
hierbei allgemein aus den folgenden Punkten:  

- einer erhöhten Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit des Schienenverkehrs,  
- einer alternden Arbeitnehmerschaft als Know-how-Träger,  
- der europäischen Integration im Rahmen von ERTMS und  
- der fortschreitenden Kommunikations- und Automatisierungstechnik. 

Um diesen Anforderungen zu begegnen, wurde ein Konzept erarbeitet, welches die Spezifi-
kation einer einheitlichen Bedienphilosophie für integrierte Bedienung von LST, Dispo, MAS 
und TK im Fern- und Ballungsnetz sowie im Regionalnetz dokumentiert. Mit dieser integrier-
ten Bedienphilosophie wird die gegenwärtig existente monolithische, d.h. die systembezoge-
ne, starre Zuordnung der Bedienung aufgebrochen und durch eine integrierte, systemunab-
hängige, hardwareneutrale Bedienungsumgebung ersetzt, die modular und variabel gegen-
über den entsprechenden Anforderungen in den jeweiligen Streckenkategorien ist. Die Zu-
ordnung zwischen der Bedienung und dem System ist nicht mehr 1:1 sondern 1:n (siehe 
Abb. 7).  

 

Abb. 7:  Heutige (links) und zukünftige (rechts) Struktur der Bedienung 

Der integrierte Bedienplatz (iBP) stellt eine neue Generation von Bedienplätzen dar, der nicht 
nur im gesamten Netz eingesetzt werden kann, sondern auch die Arbeit der jeweiligen Be-
diener in den Rollen Fahrdienstleiter (Fdl) im örtlich besetzten elektronischen Stellwerk 
(ESTW), Fdl in der Betriebszentrale (BZ) oder Disponent erleichtert. Darüber hinaus enthält 
der iBP neue Funktionen für die Bedienhandlungen und die Handhabung der Bedienung 
selbst. Die Arbeit am iBP wird so intuitiver, übersichtlicher, komfortabler und anpassbar an 
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die individuellen Anforderungen, wodurch gerade in unerwarteten Situationen die Sicherheit 
für den Bediener steigt. Die Technik und die Bedienung am integrierten Bedienplatz werden 
einheitlich und sind dadurch mit geringerem Aufwand zu erlernen und zu betreuen.  

3.1.2 Ziele 

Für die Akzeptanz eines neuen integrierten Bedienplatzes bei den Bedienern sind die Anzei-
ge und die Bedienphilosophie entscheidend, da vor allem die Bedienbarkeit und die Bedien-
oberfläche für Komfort und somit Nutzen verantwortlich sind. Aus der Bedienbarkeit und dem 
Anspruch einer einheitlichen Bedienung leiten sich implizit erforderliche Änderungen der Ba-
sissysteme ab. Die daraus resultierenden Anforderungen verursachen bei der Änderung der 
Basissysteme Aufwände und sind in Folgeprojekten zu behandeln. Werden diese nicht um-
gesetzt, kann eine einheitliche Bedienung nicht realisiert werden. 

Deshalb müssen, um die mit dem iBP verfolgten Ziele erreichen zu können, Funktionen und 
Fenster der Basissysteme LST, Disposition, Telekommunikation und MAS integriert, überar-
beitet oder neu definiert werden. Beispiele dafür sind: 

- Gefahrenmeldesysteme (bspw. Bedienung von Anlagen) 
- Dispositionssysteme (bspw. Anzeige zugbezogene Prognosedaten) 
- Bedienung und Steuerung ESTW (bspw. Gruppenlenkplan bearbeiten) 
- Betriebliche Informationsverteilung (bspw. Druck von Dokumenten) 

 

3.1.3 Design und Funktionen 

Das Design des Bedienplatzes wurde für den iBP überarbeitet. Kern der Anzeige ist eine 
multifunktionale, flexible Anzeige, die aus rahmenlosen Anzeigegeräten besteht. Jedes 
Fenster/Bild ist auf jedes Anzeigegerät aufschaltbar.  

Die Bedienmedien des iBP sind eine Maus und eine Tastatur. Es ist zu untersuchen, ob er-
gänzend berührungsempfindliche Bedienoberflächen (Touchscreen) eingesetzt werden kön-
nen. Die Verwendung von akustischen Signaltönen wurde wegen der Räumlichkeiten in den 
BZ auf ein Minimum reduziert. Warn- und Weckton unterscheiden sich zwar, sind aber nicht 
individualisierbar. 

Das Aufzeichnungssystem für dokumentierpflichtige Meldungen und Ereignisse am iBP (heu-
tige Doku) entsprach den derzeit gültigen Ist-Vorgaben, wurde aber für alle Bedienerfunktio-
nen und Systeme zusammengefasst. Es kann hochverfügbar und manipulationssicher auf-
zeichnen. Eine wesentliche Vereinfachung wurde mit der Nutzung eines „elektronischen 
Meldebuches“ erreicht, welches auch die Funktionalität des heutigen Arbeits- und Störungs-
buches beinhaltet. Dabei werden die Störungsmeldungen aller am Bedienplatz angeschlos-
senen Systeme in ein "elektronisches Meldebuch" übernommen oder manuell eingetragen. 
Der Vorteil besteht in vordefinierten und vorausgefüllten Textfeldern. Eine elektronische Wei-
tergabe an die zuständige Meldestelle (z.B. EVZS) kann vom Bediener veranlasst werden.  

Neben dem Design und den Funktionen des iBP, welche die Arbeit des Bedieners vereinfa-
chen, wurde auch die Technik vereinheitlicht und optimiert. Eine Reihe von Anzeigen bzw. 
Anzeigegeräten konnte somit eingespart werden. Zum Beispiel gibt es am iBP keinen be-
sonderen Bildschirm für die TK (Sprechstelle 1) mehr, da die TK-Funktionen integriert wur-
den und über die Anzeigefester des iBP (objektorientiert) aufgerufen werden können. Ein 
anderes Beispiel ist die Bedienoberfläche von ETCS. Diese entfällt bei Integration, indem die 
notwendigen Informationen in der Übersichtsdarstellung zuschaltbar gemacht werden. Wei-
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terhin wurden auch die betriebsrelevanten Informationen aus MAS integriert. Allgemein wird 
mit dem iBP aber auch die Nutzung von Papiermedien reduziert.  

Der Zugang zum iBP erfolgt über die Anmeldung in einer Maske, die für alle Rollen (z.B. Fdl, 
Disponent) einheitlich ist. Wie bei modernen Systemen üblich, erfolgt die Anmeldung mit 
Name, Kennwort, Bedienerfunktion(en) und Bereichsauswahl. Letztere ist abhängig von der 
Bedienerfunktion. In Abhängigkeit von der Systemausprägung entsprechend des Einsatzor-
tes und der Streckenkategorie (BZ, ESTW-Z, Fdl ohne ESTW) bietet das System spezifische 
Bedienerfunktionen und Bereiche an. 

Die Organisation der Arbeitsumgebung ist flexibler geworden, so dass der Bediener seine für 
ihn optimale Organisation von Fenstern und Anzeigen wählen kann. Die heute fest definierte 
Position und Größe des Dialogmonitors entfällt. Topologische Bilder können einfacher auf 
den aktuellen Bildschirm aufgeschaltet und ggf. auf einen anderen Bildschirm gezogen wer-
den. Dadurch wird erreicht, dass der Bediener schnell und einfach an die benötigten Informa-
tionen für die Betriebsdurchführung kommt. 

Die Reaktion auf Ereignisse erfolgt am iBP gemäß dem Gesamtziel einheitlich. Alle betriebs-
relevanten meldewürdigen Ereignisse und protokollpflichtigen Bedienungen werden in einer 
Kommunikationsanzeige in Reitern aufgelistet und dem Bediener in einer Oberfläche mit 
fortlaufender Aktualisierung angezeigt. Ein Reiter dieser Kommunikationsanzeige repräsen-
tiert beispielsweise das elektronische Arbeits- und Störungsbuch. Alle Störungen und Fehler 
werden gemäß den Prinzipien im heutigen Integritätsbereich I (Sammelmelderverfahren) 
angezeigt. Darüber hinaus besitzt der iBP Funktionen, die bei bestimmten Ereignissen eine 
Handlungsunterstützung für den Bediener bieten, damit dieser schnell und richtig darauf rea-
gieren kann. Dazu gehört auch eine Navigationshilfe, die es dem Bediener erlaubt, sofort die 
entsprechende Anzeige für die weitere Bearbeitung angezeigt zu bekommen, z.B. ein Sam-
melmelderbild oder die Lupe.  

Durch die Integration der TK-Anlage in den iBP ist es möglich, dass der Bediener objektori-
entiert einen TK-Ruf starten kann. D.h. an dem jeweiligen Objekt kann ein passender TK-Ruf 
ausgelöst oder ein passender Befehl elektronisch erstellt und übermittelt werden. Als Bei-
spiel ist hier der Klick auf eine Zugnummer denkbar, wodurch die hinterlegte Nummer des Tf 
automatisch angewählt wird. Ein weiteres Beispiel ist der Befehl 2 an Signalen, der über ein 
Kontextmenü aufgerufen, mit hinterlegten Daten vorausgefüllt und vom Bediener versendet 
wird. Somit werden diese Handlungen schneller ausgelöst und Fehler beim Eintippen ver-
mieden. Als Vereinfachung für den Bediener und des Systemumfangs sind die Bedienfunkti-
onen zur Beschallung der Bahnsteige mit Lautsprecherdurchsagen im iBP nicht vorgese-
hen/integriert.  

Weitere Funktionen zur Entlastung des Bedieners sind angedacht, bspw. eine grafische 
Lenkplanbearbeitung, eine Gruppenlenkplanbearbeitung oder die Anzeige von Zuginhaltsda-
ten. 

3.1.4 Sicherungsverfahren 

Ein zentraler Punkt der Untersuchung für das zukünftige Bedienkonzept war die Frage nach 
dem Sicherungsverfahren. Sicherungsverfahren dienen dazu, das Meldebild und die Bedie-
nereingaben für sicherheitsrelevante Interaktionen mit dem sicheren System zu qualifizieren. 
Hier wurde das bisherige Verfahren (KF-Verfahren) einem neuen Verfahren (ANSI-EISI-
Verfahren) gegenüber gestellt.  
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Die Entscheidungsgrundlage zwischen KF-Verfahren und ANSI-EISI-Verfahren wurde mit 
Hilfe einer Nutzwertanalyse in vier Schritten in gemeinsamen Workshops mit allen Stakehol-
dern ermittelt. Im ersten Schritt wurden die Kriterien in einer Liste aufgenommen. In Schritt 2 
wurden die im Schritt 1 gefundenen Kriterien gewichtet. Diese Gewichtung wurde von jedem 
Stakeholder unabhängig von allen anderen durchgeführt, um die unterschiedlichen Interes-
senlagen abbilden zu können. Im Schritt 3 wurde die Bewertung der Sicherungsverfahren 
anhand der Kriterien durchgeführt. Das Ergebnis der Nutzwertanalyse im Schritt 4 ist die 
Empfehlung an den Lenkungskreis (LK). Mit Rücksicht auf die noch ausstehende Entschei-
dung im LK wird auf Veröffentlichung der Empfehlung zu diesem Zeitpunkt verzichtet.  

3.1.5 Einsatz des neuen Bediensystems 

Der iBP ist für alle Stellwerks- und Dispositionsarbeitsplätze sowohl im Fern- und Ballungs-
netz (FuB) als auch im Regionalnetz vorgesehen. Da dabei unterschiedliche Anforderungen 
insbesondere hinsichtlich der geforderten Bedienerrollen und technische Voraussetzungen 
bestehen, wird der Funktionsumfang des iBP entsprechend angepasst. 

Bedienplätze in Betriebszentralen werden mit dem vollen Funktionsumfang und einer Vollin-
tegration der Disposysteme ausgestattet. Bei örtlich bedienten ESTW im FuB werden ledig-
lich die Dispositionsfunktionen umgesetzt, die für den Fdl relevant sind (bspw. Verspätungs-
begründungen und Zeit-Weg-Linienbilder). Auf konventionellen Stellwerken wird ebenfalls 
eine reduzierte Integration der Disposysteme umgesetzt. Sie beschränkt sich durch die feh-
lende ESTW-BO auf eine Integration der TK-Anlage, MAS und den notwendigen Dispo-
Funktionen. Die Anbindungsmöglichkeiten der Kommunikationsnetze insbesondere bei kon-
ventionellen Stellwerken und im Regionalnetz (bspw. TK-Steuerung) sind zu prüfen. 

 

3.2 Nutzerzentrierte Systemgestaltung des Fdl-Arbeitsplatzes 

Ein besonderer Fokus im Projekt NeGSt lag auf der Gestaltung der Bedienoberfläche des 
zukünftigen Systems. Ziel dabei war es, unter Berücksichtigung von Kriterien des Usability 
Engineering ein nutzerfreundlicheres Systemkonzept zu erarbeiten, das den umfangreichen 
Möglichkeiten, die gegenwärtige Eingabe- und Darstellungstechnologien bieten, Rechnung 
trägt. Eine wesentliche Aufgabe bestand darin, eine Anpassung des Arbeitsplatzes des 
Fahrdienstleiters im Sinne einer Erhöhung der Gebrauchstauglichkeit vorzunehmen.  

 

Abb. 8:  Technologieentwicklung in der Bedienoberfläche des Stellwerks - wie sieht die 
Bedienoberfläche der Zukunft aus? 

Zunächst fand eine gezielte Aufgabenanalyse anhand der Bedienung des bestehenden Sys-
tems statt. Die Interaktion Fahrdienstleiter-ESTW wurde umfassend hinsichtlich aller Teiltä-
tigkeiten untersucht. Hierbei wurden erfahrene Fahrdienstleiter als Systemexperten gezielt 
mit eingebunden und interviewt. Neben der Identifikation der relevanten Teiltätigkeiten wur-
den Personae erstellt, d.h. fiktive Charaktere, die typische Nutzer des Systems darstellen. 
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Diese Technik hilft dabei, in der Konzeption eine noch stärker nutzerzentrierte Perspektive 
einzunehmen, was die späteren Gestaltungszyklen erleichtert (Cooper, 2008). Die Identifizie-
rung des Nutzungskontextes des ESTW, bestehend aus der Identifikation der Teilaufgaben, 
der Historie der Bedienoberfläche und den relevanten Nutzergruppen, war die Ausgangsba-
sis für die Gestaltung des nutzerfreundlichen und aufgabenangemessenen neuen Prototyps 
des zukünftigen Bedienplatzes. Im Rahmen iterativer Entwicklungsphasen aus Entwurf, 
Feedback von Fachexperten und Überarbeitung wurde ein erstes prototypisches Konzept 
eines Fahrdienstleiterarbeitsplatzes herausgearbeitet. Das so entstandene System wurde im 
letzten Schritt der Arbeitspaketbearbeitung im Eisenbahnbetriebsfeld Darmstadt durch das 
DLR unter realitätsnahen bahnbetrieblichen Bedingungen getestet.  

3.2.1 Aufgabenanalyse 

Die Aufgabenanalyse hatte zum Ziel, den Nutzungskontext bestehend aus (a) den relevan-
ten Teilaufgaben, die in der Interaktion mit einem Bediensystem anfallen, sowie (b) den rele-
vanten Nutzern und deren Eigenarten zu identifizieren. Im ersten Schritt der Aufgabenanaly-
se wurden die Aufgaben eines Fahrdienstleiters in Listenform aufbereitet. Anschließend wur-
den alle individuell erstellten Listen in einer moderierten gemeinsamen Runde auf Über-
schneidungen untersucht, integriert und zu einer gemeinsamen Liste zusammengetragen. 
Die zusammengetragene Gesamtliste wurde anhand eines zweidimensionalen Bewertungs-
schemas in eine Matrix eingeteilt. Die Dimensionen waren zum einen die Wichtigkeit einer 
Aufgabe und zum anderen die Häufigkeit ihres Vorkommens. Durch diese Einteilung konnten 
diejenigen Teilaufgaben und –tätigkeiten identifiziert werden, denen in den weiteren Gestal-
tungsmaßnahmen ein besonderes Augenmerk zuteilwerden musste. Allen Aufgaben können 
bestimmte Aspekte der Oberflächengestaltung zugeordnet werden. Diejenigen Mensch-
Maschine-Schnittstellen, die zu Aufgaben gehören, die besonders häufig vorkommen und die 
eine enorme Bedeutung hinsichtlich einer sicheren Betriebsführung haben, sollten in den 
weiteren Arbeiten priorisiert betrachtet werden. 

Neben der Analyse der Aufgaben, die mit dem System bearbeitet werden, fand eine Analyse 
der Systemnutzer statt. Entsprechend der Ergebnisse wurden Personae erstellt, die Leitbil-
der der Nutzergruppen verkörpern, für die das zukünftige System gestaltet werden soll. Hier-
bei wurden schnell zwei wesentliche Nutzergruppen identifiziert, an denen sich die Neuge-
staltung des Fahrdienstleiterarbeitsplatzes orientieren muss. Eine dieser Zielgruppen stellen 
die erfahrenen Bahnmitarbeiter, meist männlich, im Alter zwischen 50 und 60 Jahren dar. Die 
zweite Zielgruppe sind die jungen Fahrdienstleiter und Fahrdienstleiterinnen, die entweder 
noch nicht lange oder noch gar nicht im Dienst sind. Das Ziel der Gestaltungsvorhaben be-
steht darin, eine Bedienoberfläche zu entwerfen, die bei den erfahrenen Fahrdienstleitern für 
Wiedererkennungswert sorgt und Vertrautes beinhaltet, aber dennoch in ihrer Bedienweise 
und Optik modernisiert ist, so dass sie auch Berufseinsteiger anspricht. Umfangreichere Aus-
führungen zur Aufgabenanalyse und den identifizierten Personae findet sich in Anhang 1.1. 

3.2.2 Systemgestaltung und Prototypenentwicklung 

Im Schritt der Systemgestaltung und Prototypenentwicklung wurde im Rahmen des Projektes 
die DB dabei unterstützt, ein neues Bediensystem mit integrierten Teilsystemen aus unter-
schiedlichen betrieblichen Verantwortungsbereichen zu erarbeiten. Anforderungen an das 
System aus Usabilitysicht und Gestaltungsentwürfe wurden durch das DLR erarbeitet und 
analysiert und in einem iterativen Vorgehen aus Entwurfs- und Überarbeitungsphasen ein-
gebracht. Ein Eindruck des Ausgangssystems ist in Abb. 9 dargestellt. 
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Abb. 9:  Früher Entwurf des neuen Bediensystems 

Für das neue Bediensystem wurde frühzeitig im Projekt beschlossen, eine Lösung zu verfol-
gen, die auf frei positionierbare Fenster zurückgreift. Das Fensterhandling stellte sich hierbei 
als eine wesentliche Herausforderung dar. Gerade im Zuge der angestrebten Integration 
verschiedener Subsysteme in den Arbeitsplatz des Fahrdienstleiters ist es wichtig, für eine 
harmonische gemeinsame Art der Bedienung zu sorgen. Da die berücksichtigten Teilsyste-
me zuvor noch nicht in einem gemeinsamen Bediensystem existierten, folgten sie zum Teil 
unterschiedlichen Bedienphilosophien und haben unterschiedliche Oberflächenerscheinun-
gen.  

3.2.3 Generelle Usabilitymängel und Gestaltungsvorschläge in der Anfangsphase 
der Entwicklung 

Die Arbeit im Rahmen der Prototypenentwicklung lief iterativ ab. Als Ausgangspunkt der Sys-
temevaluation stand ein erster programmierter Entwurf einer Bedienoberfläche des ESTW 
(z.B. Abb. 9), der dem DLR als Basis der Arbeiten diente. Auf Grundlage dieser Vorlage 
wurde eine Liste von Bedienmängeln und Verbesserungspotential erstellt. Möglichkeiten, wie 
diese Mängel beseitigt werden können, wurden ausgearbeitet und als Empfehlungen an die 
Entwickler der DB gegeben, um die beschriebenen Aspekte im nächsten Entwicklungsschritt 
zu berücksichtigen. Die identifizierten Usabilitymängel sind im Anhang 1.1 detailliert be-
schrieben.  

 
3.2.3.1 Fensterbasierte Bedienung des neuen Systems 

Die Entscheidung der grundlegenden Interaktionsform innerhalb des neuen Bediensystems 
fiel auf eine Desktop- / Fensterlösung, die in der Prototypenerstellung konsequent auf alle 
Teilsysteme übertragen wurde. Definiert man intuitive Interaktion als „eine effektive Interakti-
on, die mit der unbewussten Anwendung von Vorwissen durch den Benutzer einhergeht“ 
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(Naumann, Pohlmeyer, Hußlein, Kindsmüller, Mohs & Israel, 2008), erschien es gerade in 
der Planung der zukünftigen Mensch-Maschine-Schnittstelle des ESTW angemessen, sich 
domänenübergreifendes Vorwissen der Bediener zunutze zu machen.  

Vorteilhaft ist hier die Anwendung der Desktop-/ Schreibtischmetapher, wie sie sich auch in 
einem Großteil privat genutzter Betriebssysteme wiederfindet und aufgrund einer hohen Ver-
trautheit leicht auf den neuen Bedienkontext übertragbar ist. In einem Hauptmenü, dass im 
Bediensystem mit einem unten links platzierten „DB Button“ hinterlegt wurde, sollen die we-
sentlichen Funktionen und Systeme zu finden sein, die angewählt werden können und in 
Form von Fenstern auf dem Bildschirm erscheinen. Diese Fenster können über bekannte 
Symbole am Fensterrand vergrößert, verkleinert oder geschlossen werden. Zusätzlich wurde 
als Übersicht der aufgeschalteten Teilsysteme die ursprünglich nur als Indikator- und Mittei-
lungsleiste gedachte Fläche am unteren Bildschirmrand in eine Taskleiste umfunktioniert, in 
der in Form einzelner Bedienfelder eine Übersicht aller aktiven Systeme geboten wird. Diese 
können bei Bedarf schnell angewählt werden.  

In diesem Stadium der Entwicklung konnten gerade im Bereich des Fensterhandlings signifi-
kante Gebrauchstauglichkeitsmängel identifiziert werden. Tab. 1 gibt eine Übersicht mit den 
dazugehörigen Lösungsvorschlägen.  

 

Usabilitymangel / Problemstellung Mögliche Maßnahme 

Subsysteme, die im Hauptmenü angewählt 
wurden, erscheinen immer an einer be-
stimmten Stelle. Man kann sie nicht direkt 
in dem Monitorbereich öffnen, in dem man 
sie positionieren möchte. 

Neben dem Weg über das Hauptmenü (DB-
Button) soll es ermöglicht werden, über ei-
nen Rechtsklick im Monitorbereich ein Fens-
ter an der gewünschten Stelle aufzuschal-
ten. In demjenigen der acht Monitore, in dem 
man also ein Fenster aus dem über einen 
Rechtsklick zu erreichenden Menü auswählt, 
wird das Fenster auch erscheinen. 

Es ist ein Aufschaltbereich, der sich über 
die gesamte Anzeigefläche erstreckt. In 
diesem Bereich kann man mehrere Fenster 
aufschalten. In diesen Fenstern kann man 
eine beliebige Anzahl Subfenster aufschal-
ten. Bei mehreren sich überlagernden 
Fenstern entstehen Karteien. Das führt im 
Falle einer Vielzahl aufgeschalteter Fenster 
leicht zu einer großen Unübersichtlichkeit. 

Das Karteikartensystem ist verwirrend. Im 
Sinne der Gebrauchstauglichkeit wird drin-
gend geraten es abzuschaffen. Die Fenster-
im-Fenster Logik mit zusätzlichen Karteien 
muss verworfen werden. Jedes Fenster soll 
für sich stehen, Subfenster im Sinne der 
Übersichtlichkeit vermieden werden. 

Wenn man in Karteikartenprinzip ein Sub-
fenster minimiert dann "scheint" das Fens-
ter unwiederbringlich verschwunden zu 
sein. Es kann nur über die im Menü verbor-
gene Fensterübersicht wieder aktiviert wer-
den. Die Aktivität des im Hintergrund lau-
fenden Subsystems wird allerdings nicht 
ersichtlich, wenn die Fensterübersicht nicht 

Eine Taskleiste sollte eingeführt werden, die 
immer im Vordergrund aktiv ist. Sie sollte 
wie in den meisten Betriebssystemen am 
Rande des Monitors erscheinen. Diese Leis-
te könnte auch die Fensterübersicht einspa-
ren, da sie die gleiche Funktion erfüllt, aber 
intuitiver bedienbar und übersichtlicher ist. 
Die Fensterübersicht könnte man entweder 
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Usabilitymangel / Problemstellung Mögliche Maßnahme 

aufgeschaltet ist. ganz wegfallen lassen oder in einen erwei-
terten "Task Manager" umfunktionieren. 

Es lassen sich nicht mehrere Fenster des 
gleichen Typs aufschalten.  

Dies sollte ermöglicht werden.  

Tab. 1:  Übersicht von Usabilitymängeln des Fensterhandlings 

 

Ein Vorschlag zur Umsetzung der genannten Maßnahmen ist in Abb. 10 dargestellt.  

 
Abb. 10:  Skizzenhafte Erläuterung zum erneuerten Fensterhandling 

 

3.2.3.2 Analyse von Teilsystemen in einem fortgeschrittenen Entwicklungsstadium 
des Prototyps 

In den weiteren Iterationsstufen wurden Teilsysteme des weiter fortgeschrittenen Prototyps 
genauer betrachtet und Gestaltungsvorschläge gemacht, um die Usability des Gesamtsys-
tems weiter zu verbessern. Es handelt sich dabei vor allem um Usabilitymängel von Subsys-
temen und Teilaspekten des Bediensystems. Im Anhang 1.1 werden diese detaillierter erläu-
tert und Lösungsmöglichkeiten beschrieben, um die Gebrauchstauglichkeit zu steigern.  

Die Ziele dabei waren: 

- erleichterte Fensteranordnung über einen Dockingmechanismus,  
- erleichterte Fensteranordnung über einen Fensterkonfigurator,  
- einfachere Auffindbarkeit des Hauptmenüs,  
- Einführung von Hilfsinformationen in einer Hilfszeile, um neuen Nutzern die Arbeit zu 

erleichtern,  
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- überdenken von Bezeichnungen / Begrifflichkeiten,  
- schematische Darstellung des Zuges,  
- einfachere Zoomfunktion für den Übergang von BERÜ zu Lupenansicht,  
- Umgestaltung der Betriebs- und Störanzeige (BSA),  
- Umgestaltung der Telekommunikationsanzeige.  

 

3.2.4 Untersuchungen am Prototyp im Eisenbahnbetriebsfeld Darmstadt 

Ziel der Untersuchungen im Eisenbahnbetriebsfeld war es, zu prüfen, inwiefern die aus den 
zuvor erarbeiteten Vorschlägen (vgl. Anhang 1.1) umgesetzten Verbesserungsvorschläge 
zur Erhöhung der Gebrauchstauglichkeit beitragen. Zum Zeitpunkt der Untersuchungen wa-
ren bereits viele grundlegende Funktionen verfügbar. Für die Planung und Durchführung der 
Usabilityuntersuchung wurde ein szenariobasiertes und zielgruppenspezifisches Untersu-
chungsdesign gewählt. Es diente zum Aufdecken möglicher Schwachstellen der Ge-
brauchstauglichkeit und dem Identifizieren von Verbesserungsmöglichkeiten des Prototyps.  

Es wurden Gestaltungshinweise bezüglich der umgesetzten Funktionen und der eingeführten 
Neuerungen erarbeitet und nach Severity Ratings (Nielsen, 1995) von 0 - 4 beurteilt.  

Untersucht wurden die Aspekte: 

- Zoomfunktion (Lupe) 
- Erscheinende Dialogfenster 
- Funktion Signal anwählen 
- Fehlermeldungen / Hinweisen 
- Fensterhandling 
- Konzept zur Umgestaltung der Telekommunikationsanzeige 
- Konzept für neue BERÜ / Lupenansicht 
- Konzept der Gleistopologie 
- Merker einsetzen 
- Fenster „Fensterübersicht“ 
- Bedienoberfläche / Dynamische Fensterverteilung 

Beispielhaft aufgeführt ist in Tab. 2 die Bewertung der Usability der Zoomfunktion. Die voll-
ständige Darstellung auch der anderen Aspekte ist in Anhang A1.1, Tab. A1-6 bis A1-19 ent-
halten.  
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- Problem: Zoomfunktion (Lupe) 

Schwere des Problems: 2 

Anzahl der Probanden, die 
das Problem beschreiben: 

3 

Anzahl der Nennungen: 3 

Problembeschreibung: Es besteht nur die Möglichkeit zum „Reinzoomen“ aber nicht 
zum beliebigen „Rauszoomen“. 

Mögliche Ursachen: Die BERÜ Ausgangseinstellung beinhaltet schon eine recht 
große Darstellung, dadurch ist der angezeigte Bereich ins-
gesamt relativ beschränkt und kann durch „Rauszoomen“ 
(da diese Funktion nicht vorhanden ist) nicht mehr erweitert 
werden. 

Empfehlung: Funktionsumfang um Rauszoomen erweitern. 

Tab. 2:  Usability der Zoomfunktion - Lupe 

Neben qualitativen Usabilityanalysen wurde auch eine quantitative Erhebung anhand der 
System Usability Scale (SUS) (Brooke, 1996; Lewis & Sauro, 2009) durchgeführt und aus-
gewertet.  

Die Kategorien des Fragebogens (Likert-Skala mit fünf Optionen) wurden in Standardverfah-
ren mit Werten von 0 bis 4 kodiert. Die Zahlen werden zur Auswertung addiert. Die Summe, 
die zwischen 0 und 40 liegt wird mit 2,5 multipliziert. Der sog. SUS-Score liegt zwischen 0 
(schlechteste vorstellbare Anwendung) und 100 (beste vorstellbare Anwendung). 

Abb. 11 stellt die Ergebnisse des SUS Fragebogens für das Fensterhandling und des SUS 
Fragebogens für das gesamte System dar. Der SUS Score für Fensterhandling liegt zwi-
schen 70 und 85 was als gutes Ergebnis interpretiert werden kann. Die Usability des gesam-
ten Systems liegt zwischen 45 und 82,5, was ein deutlich schlechteres Ergebnis ist. Werte 
unter 60 sind Hinweise auf erhebliche Usability-Probleme. 
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Abb. 11:  Ergebnisse der SUS Fragebögen für das Fensterhandling und das gesamte System 

Die vollständige Beschreibung der Untersuchungen ist in Anhang 1.1 enthalten. 

3.2.5 Fazit 

In zukünftigen Gestaltungsmaßnahmen am ESTW soll der Gebrauchstauglichkeit des Sys-
tems eine bedeutende Rolle zukommen. Das über die Zeit gewachsene System, wie es heu-
te im Betrieb vorhanden ist, ist für erfahrene und geübte Fahrdienstleiter zwar gut zu bedie-
nen, allerdings sollte gerade angesichts des Bedarfs an nachrückenden jungen Arbeitskräf-
ten verstärktes Augenmerk auf eine einfachere Bedienlogik für ein nutzerfreundlicheres und 
moderneres Gesamtsystem gelegt werden. Gerade im Zuge wachsender Automatisierung 
des Bahnbetriebs kommen auf den Fahrdienstleiter auch zunehmend neue und mehr Steue-
rungs-, Informations-, und Verantwortungsprozesse zu. Es ist daher zu empfehlen, mensch-
liche Wahrnehmungsprozesse und –grenzen in der Systemgestaltung zu berücksichtigen 
und die Prinzipien des Usability Engineering bei der Entwicklung zukünftiger Systeme anzu-
wenden.  

Es konnten viele Optimierungspotentiale in der Entwicklung der Gestaltung des neuen Proto-
typs identifiziert werden, wie sie in den vorangehenden Abschnitten beschrieben wurden. 
Daraus ist zu schlussfolgern, dass die gezielte Berücksichtigung menschlicher Wahrneh-
mungskapazitäten und Dialoggestaltungsgesetzen sowie ein frühzeitiges Einbinden von Nut-
zern eine große Chance darstellt. Indem derartige Mängel frühzeitig aufgezeigt und behoben 
werden, kann das System so gestaltet werden, dass sowohl heutige Nutzer als auch die zu-
künftige Fahrdienstleitergeneration effektiv, effizient und mit Freude damit umgehen kann. 
Auf diese Weise trägt die Nutzerfreundlichkeit des Systems zu einem sicheren und fehlerar-
men Bahnbetrieb bei. Die frühzeitige Einbindung von System- und Usability-Experten ver-
meidet außerdem spätere – und damit aufwändigere – Anpassungen des Systems oder 
Schulungsaufwände für die Bediener.  

Einige der Erkenntnisse und Befunde, die im Rahmen dieses Teilarbeitspaketes erarbeitet 
wurden, können in zukünftigen Entwicklungsvorhaben als Ausgangsbasis dienen und als 
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Empfehlungen für die Umsetzung in der Praxis ausgesprochen werden. Das neue Fenster-
handling wurde von den Versuchsteilnehmern in der Abschlussuntersuchung sehr positiv 
aufgenommen. Ebenso wurde die neueingeführte Taskleiste von den am Versuch teilneh-
menden Fahrdienstleitern positiv bewertet. Einschränkung dabei war allerdings, dass diese 
Leiste bei der Umsetzung im Gegensatz zum ursprünglichen Vorschlag nicht am unteren, 
sondern am oberen Bildschirmrand angeordnet wurde, was gegen die übliche Bedienkon-
vention verstößt und von den Teilnehmern kritisiert wurde. Dennoch zeigte sich eine grund-
sätzlich offene Einstellung gegenüber diesem Bedienelement. Das zeigt, dass man bei Ge-
staltungsmaßnahmen für das ESTW nicht zwangsläufig nur auf Analogien zu anderen Stell-
werksgenerationen zurückgreifen muss. Auch Bedienphilosophien, die den Fahrdienstleitern 
aus anderen Dialogsystemen bekannt sind, können durchaus auch im Bahnbereich zu einer 
Erhöhung der Usability führen, ohne dabei Akzeptanzeinbußen seitens der Fahrdienstleiter 
zur Folge zu haben.  

3.3 Analyse und Bewertung der Bedürfnisse der Diagnose  

3.3.1 Ausgangssituation 

Die Kosten für die Beherrschung der Bestandstechnik im Bereich der Leit- und Sicherungs-
technik (LST) der Bahnindustrie steigen sowohl auf Seiten der Betreiber als auch auf Seiten 
der Hersteller. Fehlende sektorweite Standards wirken sich hemmend auf die Investitionsbe-
reitschaft aus und führen zu zunehmender Variantenvielfalt. Die dadurch induzierten Schnitt-
stellenprobleme sind nicht nur technischer Natur, sondern binden auch im Hinblick auf die 
Zulassung bei allen Beteiligten Ressourcen, die in vielen Fällen nicht in ausreichendem Um-
fang vorhanden sind.  

Statistisch können über 30% der Störungen des Betriebsablaufs mit Auswirkung auf die 
Pünktlichkeit auf Störungen der LST zurückgeführt werden. Damit ist die LST das zentrale 
System für die Leistungsfähigkeit und Qualität der Bahninfrastruktur. Neben der Technik 
selbst weisen auch einzelne Prozesse im Rahmen der Umsetzung von LST-Projekten Ver-
besserungspotenzial auf. Im besonderen Maße gilt dies für die Prozesse der Wartung und 
der Instandhaltung. Hier würde eine weitere Steigerung der Variantenvielfalt in der Signal-
technik zu zusätzlichen Kosten führen und langfristig die Leistungsfähigkeit der Infrastruktur 
gefährden.  

Des Weiteren führt die hohe Anzahl an Störungen der LST und die hohe Summe damit ein-
hergehender Verspätungsminuten zu einer deutlichen Minderung der Qualität und der Leis-
tungsfähigkeit des Schienenverkehrs insgesamt. Hinzu kommt, dass Verspätungsminuten für 
den Nutzer des Verkehrssystems Bahn ein gewichtiger Faktor in der subjektiven Wahrneh-
mung der Attraktivität sind. Ein Lösungsansatz liegt hier in einer effizienteren Auswertung der 
Diagnosemeldungen von LST-Elementen, die zu einer deutlichen Verbesserung der Entstö-
rung und damit zu einer Verringerung von Verspätungsminuten führt. Die Anforderungen an 
Diagnosemeldungen der LST-Anlagen zur Offenbarung eines potentiellen Fehlerzustandes 
sind bisher allerdings nicht eindeutig spezifiziert.  

Vor dem Hintergrund der dargestellten Herausforderungen bezüglich des Umgangs mit Di-
agnosemeldungen im Bahnsektor verfolgte das Projekt NeGSt u.a. das Ziel, die Anforderun-
gen an ein Diagnosekonzept als Basis für die Entwicklung einer Diagnoseplattform aufzu-
nehmen und ganzheitlich zu analysieren. Für die Erarbeitung dieses Kernergebnisses galt 
es, bestehende Diagnose- und Fehlermeldungen zu identifizieren und die dahinter liegenden 
Prozesse des Durchlaufs der einzelnen Meldungen nachzuvollziehen. Die Aufbereitung der 
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Prozesse führte schließlich zu einer Identifikation von relevanten Organisationseinheiten, die 
an der Annahme, Weitergabe und Verarbeitung der Einzelmeldungen beteiligt sind.  

Vor diesem Hintergrund sind diese Einheiten gleichzeitig die Adressaten und Profiteure einer 
entsprechenden Diagnose- respektive Auswerteplattform für den Umgang mit relevanten 
Meldungen. Die verschiedenen Aufgaben und Rollen, die von diesen unterschiedlichen Or-
ganisationseinheiten übernommen und vertreten werden, benötigen allerdings tendenziell 
divergierende Perspektiven auf die Menge aller relevanten Infrastrukturelemente. Aus die-
sem Grund muss das Konzept für ein Diagnosesystem und die darauf aufbauend zu entwi-
ckelnde Diagnoseplattform weitgehend rollen- und nutzerspezifisch Funktionalitäten vorhal-
ten, um eine individuelle Abfrage und Analyse von Diagnosemeldungen zu ermöglichen. Um 
dies zu gewährleisten, galt es im Rahmen des NeGSt-Projektes, die spezifischen Bedarfe 
und Anforderungen der identifizierten, organisationalen Einheiten an eine Diagnoseplattform 
aufzunehmen und zu berücksichtigen.  

3.3.2 Ziele  

Das Arbeitspaket 1200 zielt auf die Erarbeitung eines Konzeptes für eine Auswerteplattform 
von Diagnosemeldungen ab. Vor diesem Hintergrund galt es, die Anforderungen für eine 
Auswerte bzw. Diagnoseplattform zu ermitteln und zentral zu dokumentieren. 

Die Erhebung relevanter Anforderungen schließt dabei unter anderem funktionale und nicht-
funktionalen Anforderungen sowie Anforderungen an die technische Architektur der Diagno-
seplattform mit ein. Darüber hinaus muss die Umsetzung der Anforderungen auf relevante 
Systemabläufe respektive spezifische Anwendungsfälle abbildbar sein. Des Weiteren erfor-
dert eine Umsetzung der Anforderungen wiederum ein spezifisches Layout der Oberfläche 
der Diagnoseplattform. 

Die Ergebnisse der Anforderungsanalyse der Diagnoseplattform werden im Folgenden vor-
gestellt. Für die detaillierte Beschreibung der Ergebnisse wird auf Anhang 1.2 verwiesen. 

3.3.3 Funktionale Anforderungen an die Diagnoseplattform 

3.3.3.1 Funktionale Anforderung an die Darstellung der Infrastrukturelemente 

Die Diagnoseinformationen aus unterschiedlichen Infrastrukturelementen sollen auf einer 
Bedienoberfläche zur effektiven Bearbeitung von Störungen dargestellt und an die betrieblich 
und technisch beteiligten Bearbeiter kommuniziert werden können. 

3.3.3.2 Funktionale Anforderung an die Kartendarstellung 

Die Betriebsstellen sollen auf einem Anzeigeinstrument auf einer Karte dargestellt werden. 
Mittels der Kartendarstellung sollen die Regionalbereichsgrenzen, die Produktionsdurchfüh-
rungen und die Netzbezirke mit Trennlinien sichtbar gemacht werden.  

3.3.3.3 Funktionale Anforderung an die Meldungsdarstellung 

Ein Status "neue Meldung" soll deutlich dargestellt werden und die anderen Statusmeldun-
gen in seiner Sichtbarkeit übertreffen. Dabei soll auf den Status "Neu" besonders optisch 
aufmerksam gemacht werden. 

3.3.3.4 Funktionale Anforderung an die Informationsstrukturierung 

Alle verfügbaren Informationen sollen in einer Meldeliste und in der Kartendarstellung darge-
stellt und über eine Filterung sortiert werden können. Mögliche Filterobjekte sind Fachlinien 
("LST", "TK" etc.), Anlagengruppen (z.B. "ESTW", "Weichenheizung" etc.), Bauarten, Diag-
nosesysteme, Prioritäten. Die Filterung soll über "Checkboxen" steuerbar sein. 
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Die Diagnosemeldungen werden einheitlich in Klartext gestaltet oder dem Hersteller von Di-
agnosesystemen einheitlich in Klartext vorgegeben. Diagnosemeldungen, Störmeldungen, 
Fehlermeldungen und Warnmeldungen müssen für eine Anlagenart (z.B. ESTW) hersteller-
unabhängig sein. 

Von den Diagnosesystemen sollten mindestens folgende Informationen übertragen werden: 
Meldungs-ID, Meldungscode, Meldungstext, Ereignisdatum, Anlagenstatus, Infrastrukturele-
ment-ID, Diagnosesystem-ID, Art der Meldung, Link auf die Meldung, Anlagen, Ort des Ele-
ments, Ort der Anlage. 

Löst eine Störung mehrere Folgestörungen aus ("Meldungsflut"), muss dies mit Hilfe einer 
Logik (wie hängen Störungsmeldungen zusammen) als eine Störung ausgegeben werden. 
Auf die nicht direkt angezeigten Störungen soll bei Bedarf zugegriffen werden können. 

Folgende Informationen sollten zur Senkung der Störbestehenszeiten zur Verfügung gestellt 
werden: Elementzuordnung, Trennung zwischen Außen- und Innenanlagen, Routenführung. 

Wichtig sind Früherkennungen von Erschöpfungszuständen von Anlagen (zustandsbezoge-
ne Instandhaltung). 

3.3.4 Nichtfunktionale Anforderungen an die Diagnoseplattform 

Die nichtfunktionalen Anforderungen beziehen sich nicht direkt auf die Funktionalität des zu 
entwickelnden Systems, sondern sind Qualitätseigenschaften oder übergeordnete Anforde-
rungen (Gesetze, Normen, Richtlinien), die an das System gestellt werden. Im Folgenden 
sind die nichtfunktionalen Anforderungen genannt, die bei der Umsetzung der Diagnoseplatt-
form berücksichtigt werden müssen. Inwiefern die nichtfunktionalen Anforderungen an ein 
späteres Diagnose- und Analysesystem von den hier genannten nichtfunktionalen Anforde-
rungen abweichen, ist in späteren Konzeptionsphasen zu ermitteln.  

3.3.4.1 Nichtfunktionale Anwendungen an die Benutzbarkeit 

Quantifizierbare/ messbare nichtfunktionale Anforderungen an die Benutzbarkeit sind bisher 
nicht bekannt. Vor diesem Hintergrund wurde die Diagnoseplattform unter dem Aspekt der 
intuitiven Bedienbarkeit entworfen. Ob dieses Ziel erreicht ist und welche Anforderungen an 
die Benutzbarkeit eines Diagnose- und Analysesystems konkret existieren, wird sich im 
Testbetrieb des funktionalen Prototyps Diagnose zeigen. 

3.3.4.2 Nichtfunktionale Anforderungen an die Betriebsführbarkeit 

Die Diagnoseplattform soll über ein Logging technisch relevanter Sachverhalte verfügen, das 
eine Bewertung technischer Probleme ermöglicht. Das Logging der technischen Sachverhal-
te ermöglicht ausdrücklich keine Auswertung von Benutzeraktionen. Die Diagnoseplattform 
soll im Fall eines Systemausfalls per Fernzugriff durch einen technischen Administrator wie-
der gestartet werden können. 

3.3.4.3 Nichtfunktionale Anforderungen zur Zuverlässigkeit 

Im Fall eines Systemausfalls der Diagnoseplattform soll diese so schnell wie möglich wieder 
zur Verfügung gestellt werden. „So schnell wie möglich“ bedeutet, dass die Diagnoseplatt-
form möglichst noch am selben oder am darauffolgenden Arbeitstag wieder zur Verfügung 
steht. 

3.3.4.4 Nichtfunktionale Anforderungen zur Effizienz 

Mit der Diagnoseplattform soll ein Mengengerüst von 30.000 – 40.000 simulierten Infrastruk-
turelementen im Last- und Performancetest getestet werden können. Im Testbetrieb in den 
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Regionen soll die Diagnoseplattform ein Mengengerüst von 2.000 angebundenen Weichen 
und Weichenheizungen verarbeiten können. 

3.3.4.5 Nichtfunktionale Anforderungen zur Implementier- und Wartbarkeit 

Die Diagnoseplattform soll Möglichkeiten der funktionalen Erweiterbarkeit bieten. Konkret 
bedeutet dies, dass Hersteller die Möglichkeit haben sollen, weitere oder überarbeitete Diag-
nosealgorithmen sowie eine darauf abgestimmte Visualisierung der Analyseergebnisse ein-
fach zur Verfügung zu stellen. Die Diagnoseplattform soll so aufgesetzt sein, dass neben 
Weichenantrieben und Weichenheizungen auch andere Infrastrukturelemente angebunden 
werden könnten. Die Diagnoseplattform soll Standardschnittstellen nutzen. 

3.3.4.6 Nichtfunktionale Anforderungen an die Standardisierung 

Für die Umsetzung der Anforderungen im Rahmen eines Konzeptes bzw. eines Prototypen 
der Diagnoseplattform ist der Aspekt der „Standardisierung“ von zentraler Bedeutung. Dies 
ergibt sich aus der aktuellen systemtechnischen Landschaft im Bereich Infrastruktur, die sich 
durch folgende Charakteristika auszeichnet: 

- eine Vielzahl unterschiedlicher Infrastrukturelementtypen mit oder ohne angebundene 
proprietäre Diagnosesysteme, 

- eine Vielzahl unterschiedlicher sich im Einsatz befindlicher proprietärer Diagnosesys-
teme unterschiedlicher Hersteller sowie 

- unterschiedlichste Datenformate, die die Feldelemente selbst oder angebundene 
proprietäre Diagnosesysteme liefern. 

Der systemtechnischen Landschaft im Ist-Zustand stehen die Anforderungen gegenüber, die 
an ein Diagnose- und Analysesystem generell gestellt werden. Hierzu zählen beispielsweise 
die herstellerunabhängige Darstellung von Fehlermeldungen und Alarmen in einer integrier-
ten Sicht auf verschiedene Infrastrukturelementtypen sowie einheitliche Unterstützung der 
Prozesse in Instandhaltung und Entstörung. Um diese Anforderungen umsetzen zu können, 
muss auf verschiedenen Ebenen eine Standardisierung erfolgen. 

3.3.5 Anforderungen an die technische Architektur der Diagnoseplattform 

In diesem Kapitel werden die grundsätzlichen Anforderungen an die technische Architektur 
für Diagnoseplattform erläutert. 

3.3.5.1 Grundlegende Anforderungen an die technische Architektur 

Die Diagnoseplattform soll auch als Webanwendung im Sinne einer Client-Server-Architektur 
implementiert zur Verfügung stehen. Sie soll zu relevanten umliegenden Systemen Stan-
dardschnittstellen aufweisen.  

Eine weitere grundlegende Anforderung an die technische Architektur der Diagnoseplattform 
ist außerdem, dass Funktionalitäten auf einzelne Komponenten verteilt werden und diese 
von demjenigen bereitgestellt werden können, der die jeweilige Kernkompetenz dafür inne-
hat. In diesem Zusammenhang müssen standardisierte Schnittstellen zu den Anlagen aus 
Betreibersicht definiert und betreiberspezifische Daten (hier geocodierte SAP-Daten) einge-
bunden werden. Damit soll ein Ordnungsrahmen für das Auffinden defekter Anlagen ge-
schaffen werden. Diesen Ordnungsrahmen kann letztlich nur der Betreiber (DB Netz) zur 
Verfügung stellen. 

3.3.5.2 Anforderungen an den Systemkontext der Diagnoseplattform 

Um die Diagnoseplattform betreiben zu können, benötigt diese Schnittstellen zu  
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- einem System/Service, das geocodierte Projektierungsdaten zur Verfügung stellt (un-
ter anderem: Welche Weiche/Weichenheizung liegt wo? Wie ist die Beziehung zwi-
schen Weichen und Weichenheizungen? Wo liegen die Gleise?) 

- proprietären Diagnosesystemen, die aktuelle Zustandsinformationen über die Infra-
strukturelemente liefern.  

3.3.5.3 Anforderungen bezüglich der Akteure und Nutzer der Diagnoseplattform 

Ein zentraler Nutzer der Diagnoseplattform ist der Spezialist für Leit- und Sicherheitstechnik 
(LST). Der LST-Spezialist besitzt ein breites und detailliertes Wissen über installierte Infra-
strukturelemente der Leit- und Sicherungstechnik in seinem Verantwortungsbereich (z.B. ein 
Netzbezirk). Er schätzt den Betriebszustand von Anlagen der LST anhand von Diagnose-
meldungen (z.B. Strom-Zeit-Kurve bei Weichenantrieben oder Einträge im Protokoll des Ser-
vice-Rechners eines ESTW) ein und erstellt Vorschläge zur Instandsetzung oder Entstörung 
von Anlagen. Die Rolle des LST-Spezialisten wird insbesondere von einem Mitarbeiter der 
Instandhaltung, der Entstörung oder der Fahrdienstleitung wahrgenommen.  

3.3.6 Wichtige Systemabläufe und Anwendungsfälle 

Über die Umsetzung der identifizierten Anforderungen wird die Diagnoseplattform weitrei-
chende Funktionalitäten für eine integrierte Visualisierung des Zustandes von Infrastruktu-
relementen und eine Darstellung detaillierter Diagnoseinformationen bieten. Anwender kön-
nen mit der Plattform somit den Zustand verschiedener Infrastrukturelemente überwachen, 
sich detaillierte Meldungen anzeigen lassen und diese manuell bewerten. Detaillierte Infor-
mationen über wichtige Systemabläufe und die Beschreibung entsprechender Anwendungs-
fälle sind im Anhang 1.2 dargestellt.  

3.3.7 Anforderungen an das spezifische Layout der Oberfläche der Diagnoseplatt-
form  

Die Bedienoberfläche der Diagnoseplattform, die sich basierend auf den ermittelten Anforde-
rungen sowie aus den beschriebenen Anwendungsfällen ergibt, ist im Anhang 1.2 anhand 
von Screenshots detailliert dargestellt.  

 

3.4 Entwicklung eines Testkonzeptes 

3.4.1 Strukturierung der Testkonzeptentwicklung 

Die Entwicklung eines Testkonzeptes für die Bedienschnittstelle wurde in die folgenden Teil-
schritte gegliedert:  

1. Erstellung eines Metatestplanes:  

a. Ermittlung des Standes der Technik bei den am Projekt beteiligten Herstellern,  

b. Erstellung eines allgemeinen Testplanes, der Testzweck, Strategie, Organisation, 
Ergebnisdarstellung und Testarchitektur für den Konformitätstest von Stellwerks-
schnittstellen beschreibt,  

2. Entwicklung eines Formates für Testfälle: abstrakte Syntax und konkrete Darstel-
lungsform für Testfälle nach 1, 

3. Anwendung auf die Bedienschnittstelle: spezielle Ergänzungen, welche für den Test 
der Bedienschnittstelle vorteilhaft sind.  

Diese Organisation des Arbeitspaketes trug den Änderungen bei der Definition der Bedien-
schnittstelle im AP 1100 Rechnung, indem die spezifisch auf die Bedienschnittstelle bezoge-
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nen Arbeiten im Schritt 3 erfolgten. Für die ersten beiden Schritte wurde auf weiter fortge-
schrittene Aktivitäten zurückgegriffen. Dabei handelt es sich um inhaltlich verwandte Stan-
dardisierungen von Schnittstellen zwischen Stellwerkskomponenten, die auf Ergebnissen 
des Projektes NeuPro Plus (Förderung BMWi, Laufzeit 08/2007 – 04/2009) basieren. Hier 
werden Schnittstellen zwischen Stellwerk und Nachbarstellwerk (SCI-ILS), Stellwerk und 
Streckenzentrale (SCI-RBC) sowie weiteren Systemen definiert und mit Referenzimplemen-
tierungen konkretisiert. Diese Entwicklungen verwenden modellbasierte Techniken zur Spe-
zifikation und Detaillierung, wie es auch bei der Bedienschnittstelle (SCI-CC) geschieht.  

Ein wesentliches Merkmal aller dieser Schnittstellen ist die generische Natur der Systeme. 
Die Infrastrukturkomponenten werden für die jeweilige Anwendungssituation (Gleise, Wei-
chen, Signale etc.) instanziiert (Projektierung). Für den Test werden entsprechend eine oder 
mehrere Musterprojektierungen verwendet, die ausreichend viele Anwendungssituationen 
überdecken müssen. 

Die Erhebung des Standes der Technik in 1.a diente dazu abzusichern, dass die Ergebnisse 
technisch auf der Höhe der Zeit und kompatibel mit Herstellerprozessen sein würden.  

3.4.2 Metatestplan 

Der Metatestplan definiert, wie die funktionale Schnittstellenkonformität von Infrastrukturele-
menten durch Testen nachgewiesen werden soll. Gegenüber einem Testplan für eine vorge-
gebene Schnittstelle zeichnet er sich durch seine hohe Abstraktionsebene und Anwen-
dungsbreite aus. Die spezifischen Testpläne für einzelne Schnittstellen werden aus dem Me-
tatestplan individuell als Spezialisierungen abgeleitet.  

    
Abb. 12:  Testobjekt mit Schnittstellen 
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Abb. 13:  Zielschnittstelle und umgebenden Schnittstellen 

Zentraler Bestandteil des Metatestplans ist die Definition der Teststrategie, die Objekte, Zie-
le, Umfang und Kriterien der Tests festlegt und beschreibt, wie Testfälle im Prinzip abzuleiten 
sind und was ein Testfallformat demzufolge darzustellen in der Lage sein muss. Der Meta-
testplan ist für die Ziele des Nachweises von Konformität und Funktionalität ausgearbeitet, 
also die Überprüfung der Übereinstimmung einer Realisierung mit spezifiziertem Verhalten 
an einer Schnittstelle.  

Abb. 12 illustriert die Aufgabenstellung des Tests der Konformität einer Schnittstelle gegen-
über einer funktionalen Spezifikation. Beim Testen müssen neben der zu testenden Ziel-
schnittstelle auch die weiteren Schnittstellen des Testobjektes beobachtet und stimuliert 
werden (Abb. 13).  

Die Realisierung der Strategie wird im Metatestplan durch Präzisierung der Testorganisation, 
der Testergebnisdokumentation und einer allgemeinen Testarchitektur konkretisiert. Zur 
Testorganisation gehört die Beschreibung der Rollen im Testprozess (Hersteller, Infrastruk-
turbetreiber, Abnahmestelle) und der Prozessschritte wie Anforderungsdefinition, Testbereit-
stellung und Reporting. Die Testergebnisdokumentation soll sowohl ein detailliertes Protokoll 
mit allen Beobachtungen als auch eine Auswertung im Hinblick auf Erfüllungsgrad und An-
forderungstracing enthalten. Die Testarchitektur trägt den Erfordernissen der herstellerunab-
hängigen Durchführung der Konformitätsüberprüfung und der Problematik des Tests einzel-
ner Schnittstellen Rechnung.  
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Abb. 14:  Prozesskette mit Werkzeugbeispielen 

 

 
Abb. 15:  Beispielhafte Architektur der Testumgebung 

 

3.4.3 Testfallformat 

Aus den Anforderungen, die im Metatestplan niedergelegt sind, ist im weiteren Verlauf der 
Bearbeitung ein geeignetes Testfallformat abgeleitet worden. Dieses Format ist in zwei Stu-
fen definiert. Kern ist die Festlegung einer abstrakten Syntax, die Struktur und Inhalt des 
Formates beschreibt. Die abstrakte Syntax kann in verschiedener Form dargestellt werden, 
z.B. durch Einträge in einer Datenbank, in Tabellenform, in XML oder in einer programmähn-
lichen Notation. Solche Darstellungsformen werden als konkrete Syntax bezeichnet. Um eine 
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Verwendung des Testfallformates zu ermöglichen, welche nur minimaler technischer Vo-
raussetzungen bedarf, wurde eine konkrete Syntax als Excel-Tabellenformat angegeben.  

Aus den Anforderungen ergaben sich zwei wesentliche Besonderheiten, denen das Testfall-
format Rechnung tragen musste: Der Notwendigkeit von der Angabe von Projektierungen 
des Testobjektes und der Berücksichtigung der weiteren äußeren Schnittstellen des Testob-
jektes neben der zu testenden Zielschnittstelle.  

Darüber hinaus sind für eine praktische Testdurchführung nicht nur einzelne Testfälle zu 
definieren, die i.d.R. einfache funktionale Abläufe des Testobjektes sind, sondern auch Test-
sequenzen, in denen das Testobjekt für eine längere Zeit stimuliert und beobachtet wird und 
die ohne zeitaufwendigen Neustart eine ganze Reihe von einfachen Testfällen abdecken. 
Während die Testfälle in direkter Beziehung zur Spezifikation stehen und direkt daraus abzu-
leiten sind, sollten für die Anordnung in Sequenzen Freiheiten gelassen werden, die einer 
effizienten Testausführung dienen. Ebenso ist eine Randanforderung, dass wenn möglich 
nur eine Projektierung oder schlimmstenfalls nur eine sehr kleine Anzahl in den Tests Ver-
wendung finden sollten, da eine Umprojektierung einer Testanlage mit hohem Aufwand ein-
hergeht. 

Das Testfallformat trägt diesen Anforderungen Rechnung, indem 

1. festgelegt wird, dass der Hersteller des Testobjektes eine Zugriffsmöglichkeit auf das 
Testobjekt bereitstellt, welche die Lücke zwischen der Spezifikation der Testschnitt-
stelle und den äußeren Schnittstellen des Testobjektes überbrückt,  

2. Testfälle für präzisierte Anwendungsvarianten, dies sind Ausschnitte von Projektie-
rungen, formuliert werden,  

3. Testsequenzen eine Musterprojektierung voraussetzen, auf die alle Testfälle, die in 
der Sequenz vorkommen, einzeln abgebildet werden und  

4. die Konstruktion von Testsequenzen neben Testfällen auch Überleitungssequenzen 
zwischen Testfällen verwenden kann (was über die Abbildung der Anwendungsvari-
anten der Testfälle zusätzliche Freiheitsgrade schafft).  

Diese Ansätze werden zur Definition des Formates verwendet, welches alle wesentlichen 
Informationen organisatorischen und inhaltlichen Charakters beinhaltet. Mit dem Format ist 
es möglich, präzise zu beschreiben, welche Abläufe des Testobjektes konform zu den Erwar-
tungen sind. Neben den oben erwähnten Aspekten lassen sich auch zeitliche Beziehungen 
zwischen Ereignissen im Testablauf qualitativ und quantitativ beschreiben.  

3.4.4 Spezialisierung für die Bedienschnittstelle 

In einem dritten Arbeitsschritt wurden die erzielten Ergebnisse an die allgemeinere Situation 
bei der Schnittstelle SCI-CC angepasst. Die Definition des Metatestplans und des Testfall-
formates basierten, wie schon dargelegt, im Wesentlichen auf den außerhalb des Projektes 
erbrachten Spezifikationen der Stellwerkschnittstellen SCI-ILS und SCI-RBC. Vom Charakter 
her weisen diese große Ähnlichkeit zur Bedienschnittstelle auf, da es sich stets um Stell-
werksschnittstellen handelt. Ein Unterschied besteht darin, dass es sich bei SCI-ILS und 
SCI-RBC um eine Schnittstelle zu jeweils einem technischen System handelt, eine 1:1 
Kommunikation auf immer gleicher technischer Basis. Hingegen sind bei der Bedienschnitt-
stelle mehrere Systeme beteiligt (1:n Beziehung) und der Bediener ist eben kein technisches 
System.  
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An der Teststrategie nach dem Metatestplan ist nur wenig zu ergänzen. Ein erheblicher As-
pekt resultiert aus der Tatsache, dass das Bedienplatzsystem eine graphische Benutzerober-
fläche zur Interaktion mit dem Bediener hat. Damit müsste entweder eine Person in die Test-
ausführung einbezogen werden, oder es muss zusätzliche Technik eingesetzt werden. Im 
Hinblick auf Präzision der Testausführung und Reproduzierbarkeit und Automatisierbarkeit 
wird eine Testschnittstelle, welche die Interaktionen der graphischen Schnittstelle funktional 
abbildet, als sinnvoll angesehen. Eine solche Schnittstelle existiert bei den Systemen zumin-
dest einiger der Hersteller, beispielsweise dem Projektpartner Funkwerk TCC.  

Ein weiterer Gesichtspunkt ist die Anordnung der Testobjekte in der Testarchitektur. Man 
kann jedes an der Schnittstelle beteiligte System separat testen, aber auch mehrere gleich-
zeitig in einem Testgestell Tests unterwerfen. Welcher Ansatz günstiger ist, kann ohne weite-
re Detailierung der Schnittstellenspezifikation noch nicht entschieden werden. Auswirkungen 
hat diese Frage auch auf die Testfälle. Bei separatem Test muss das einzelne Testobjekt 
den verschiedenen Reihenfolgen von Stimuli ausgesetzt werden, die durch die Parallelität 
der Umgebung des Testobjektes in der Realität entstehen könnten, soweit die Reihenfolge-
änderungen Auswirkungen auf das Verhalten des Testobjektes haben können. Schaltet man 
mehrere Geräte für einen gleichzeitigen Test zusammen, kann die dann testobjektinterne 
Parallelität z.B. zu verschiedenen Reihenfolgen von Reaktionen führen, die als gültig anzu-
sehen sind. Daraus resultiert die Notwendigkeit, in den Testfällen solche Reihenfolgeände-
rungen zu spezifizieren. Dafür wurde das Testfallformat um Konstrukte erweitert, welche dies 
in einfacher, übersichtlicher Weise darzustellen erlaubt. 

3.4.5 Zusammenfassende Einordnung des Testkonzepts und Verwertungsmöglich-
keiten 

Metatestplan und Testfallformat liegen zum Projektende in einer Form vor, die eine Verwen-
dung für den Test einer konkreten Schnittstelle (funktionaler Art von Infrastrukturkomponen-
ten) erlaubt. Der Metatestplan beschreibt die wesentlichen Schritte, welche für die Definition 
der Testsätze und die Realisierung eines Testlabors für die Durchführung der Tests erforder-
lich sind. Das Testfallformat ist soweit ausgearbeitet, dass es herstellerübergreifend in der 
Anwendungsdomäne verwendet werden kann. Aufsetzend auf diesem Testkonzept können 
Tests für die Konformität zu einem Schnittstellenstandard definiert und realisiert werden. Bei 
dem Projektpartner DLR wird das Konzept als Grundlage für den Aufbau eines Testlabors für 
Infrastrukturkomponenten dienen.  

3.4.6 Ergebnisdokumente 

Die Ergebnisdokumente des Arbeitspaketes umfassen: 

1. AP 1310 – Metatestplan, Version 1.18, 28.05.2013, DLR und ebcot, 20 Seiten. 
2. AP 1320 – Testfallformat, Version 1.1, 19.08.2013, DLR und ebcot, 23 Seiten 
3. AP 1320 – Testfallformat – Formularmuster, Version 1.0, 01.08.2013, DLR und ebcot, 

Deckblatt und 2 Tabellenblätter 
4. AP 1330 – Anpassung von Metatestplan und Testfallformat an die Erfordernisse der 

SCI-CC, Version 1.1, 15.10.2013, DLR und ebcot, 14 Seiten 

Sie sind im Anhang 1.3 zusammengestellt.  
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4 Ergebnisse im AP 2000 „Optimierung des Zulassungsprozesses“ 

Abschnitt 4 beinhaltet zusammengefasst die Projektergebnisse der Arbeitsgruppen 1-5 des 
AP 2000. Die während der Projektlaufzeit zwischenzeitlich verfassten, detaillierten Teilbe-
richte sind in Anhang 2 zusammengestellt.  

Für die Reduzierung des sicherheitlichen Ermessens mussten Regelwerke zum anerkannten 
Stand der Technik für die Anwendung unter CSM, zum Nachweis gleicher Sicherheit und zur 
Verwendung in nationalen Zulassungsprozessen nutzbar gemacht werden, wobei nicht im-
mer von einer europäischen Notifizierung ausgegangen werden kann. 

Durch die Arbeitsgruppe 1 sind in einem umfangreichen Identifikations- und Zusammenstel-
lungsprozess diese Regelwerke erfasst und ein Prozess für die künftige Erlangung aner-
kannter Regeln der Technik aufgezeigt worden. 

Die Europäische Kommission hat in 2009 bzw.2013 die Verordnungen zur „Festlegung einer 
gemeinsamen Sicherheitsmethode für die Evaluierung und Bewertung von Risiken“ (CSM-
VO) erlassen, welche den Prozess des Umgangs mit Änderungen und ggf. anzuwendender 
Risikomanagementverfahren regelt. Die Verordnung ist verbindlich für die Hersteller, gibt 
aber nicht erschöpfend Auskunft darüber, wie sie in bestimmten Fällen anzuwenden ist. 

In der Arbeitsgruppe 2 wurde hierfür eine dem gemeinsamen Verständnis entsprechende 
umfangreiche Handlungsanleitung erstellt, um Sicherheit im Umgang mit der CSM-VO zu 
erreichen. 

Mit Einführung der CENELEC-Normen ergaben sich Interpretationsspielräume bei der Aus-
legung der Norm und die Unsicherheit bei ihrer Anwendung. Es wurde dringend erforderlich, 
innerhalb des deutschen Eisenbahnsektors eine einheitliche Vorgehensweise zu definieren, 
die gelebt werden kann. 

Die Arbeitsgruppe 3 hat deshalb systematisch Interpretationsspielräume und geforderte Do-
kumente identifiziert. Damit konnte durch die Arbeitsgruppe 3 eine signifikante Verringerung 
der Interpretationsspielräume der CENELEC-Normen erreicht werden. 

Im Zuge des Wandels und der Weiterentwicklung des Bahnbetriebes steigt die Zahl der her-
stellerneutralen Schnittstellen in den zu realisierenden technischen Anlagen. Das stellt auch 
deren Zulassung vor neue Herausforderungen. In Systemen, die auf einer Plattform basie-
ren, ändern sich Komponenten des Plattformsystems, vor allem bedingt durch technologi-
schen Fortschritt und sich ändernde Anforderungen einzelner Teilbereiche. Die sich durch 
die aufwändig zu betreibende Zulassung ergebenden Verzögerungen wirken sich dabei im-
mer nachteiliger auf die Projekte und die Inbetriebnahme von Anlagen mit weitreichenden 
Kostensteigerungen aus. 

Bedingt durch die hohe Dringlichkeit der Neuregelung des Zulassungsprozesses und der 
Definition eines Zulassungsverfahrens auf der Basis der derzeitigen rechtlichen Möglichkei-
ten sowie der Einbeziehung aller Beteiligten (Aufsichtsbehörde Eisenbahn-Bundesamt 
(EBA), Betreiber (DB AG), Hersteller (VDB, Arbeitsgruppe 4 (NeGSt)) wurde die VV NTZ 
ÜGR Stufe 2 ausgearbeitet. Die VV NTZ ÜGR Stufe 2 basiert mit Blick auf die Prozesse und 
notwendige Prüftiefen auf der derzeit gültigen Rechtsgrundlage.  

Weiterhin stellt der steigende Einsatz von elektronischen Komponenten aus Bereichen au-
ßerhalb der LST eine große Herausforderung dar. Diese elektronischen Komponenten aus 
dem Massenmarkt, sogenannte Commercial of the Shelf (COTS), sind häufig nach der IEC 
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61508 bewertet. Der Einsatz von COTS verspricht allerdings erheblich zur Senkung der Kos-
ten in der LST beizutragen.  

Die Arbeitsgruppe 5 hat deshalb ein Konzept für die Verwendung solcher bisher nach IEC 
61508 bewerteten Komponenten erarbeitet.  

 

4.1 AG 1: Anerkannte Regeln der Technik  

4.1.1 Aufgabenstellung und Ergebnis 

Anerkannte Regeln der Technik haben insbesondere auf Grund der CSM-RA Prozesse 
(Gemeinsame Sicherheitsmethoden - Risikobewertung) eine große Bedeutung. Da im Be-
reich der Leit- und Sicherungstechnik bisher auf eine geringe Anzahl von Normen zurückge-
griffen werden kann, wird hier ein dringender Klärungs- und Handlungsbedarf durch die be-
teiligten Akteure gesehen. Vorhandene Methoden und vielfältige allgemeingültige technische 
Dokumente sind einer Bewertung mit festgelegten Anforderungskriterien zu unterziehen, um 
CSM-RA handhabbar gestalten zu können. 

Der Fokus liegt auf 

- der Identifikation relevanter Regelwerke,  
- der Identifikation der Spezifikationen und Dokumentationen von Technologien und 

Verfahren der einzelnen Hersteller sowie 
- der Darstellung eines Prozesses zur Erlangung Anerkannter Regeln der Technik für 

die im Bereich der Eisenbahnen des Bundes (EdB) derzeit eingesetzte Leit- und Si-
cherungstechnik. 

Die Betrachtung beschränkt sich auf den Bereich der Leit- und Sicherungstechnik, jedoch 
nicht nur auf die Zulassungsprozesse, sondern – wie auch CSM-RA - auf den gesamten 
Produktlebenszyklus. 

Bereits vor der Einführung von CSM-RA wurden Anlagen der Leit- und Sicherungstechnik 
auf einem sehr hohen Sicherheitsniveau entwickelt und betrieben. Ziel der Arbeitsgruppe ist 
es, Vorschläge für die hierauf beruhenden Regeln und Techniken zur Qualifizierung zu un-
terbreiten, so dass sie im Rahmen von CSM-RA weiterhin in Übereinstimmung mit den 
Grundregeln guter Ingenieurtätigkeit im Hinblick auf die Sicherheit zur Konstruktion und zum 
Betrieb eingesetzt werden können. 

Als Grundlage für „Anerkannte Regeln der Technik“ hat die Arbeitsgruppe folgende Kriterien 
identifiziert:  

a) Wesentlich ist, dass die im Sektor tätigen Experten die Prinzipien und Techniken als 
etabliert ansehen. Basis hierfür ist, dass den Experten die Methodik der Anwendung 
zugänglich und nachvollziehbar ist. Dies kann dadurch geschehen, dass die technischen 
Kenntnisse in frei zugänglichen Regelwerken aufgenommen werden. 

b) Alle angewendeten Techniken sind transparent und schriftlich niedergelegt. 

c) Ein weiterer Ansatz liegt darin, Methoden und allgemeingültige Ansätze zur Betrachtung 
aus bestehenden Zulassungen (erteilt durch EBA) abzuleiten und als „Best Practice“ im 
Eisenbahnsektor abgestimmt zu etablieren. Vorteil dieser Methode ist, dass diese 
Methoden und Ansätze durch die mehrstufige fachliche Prüfung als akzeptabel 
angesehen werden können. Die fachliche Bewertung wurde sowohl unternehmensintern 
als auch unternehmensextern durchgeführt. 
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d) Für alle unternehmensinternen Prüfungen können sicherheitstechnische Bewertungs-
schritte bezogen auf ihre Richtigkeit und unabhängige Prüfung durch ein 
funktionierendes Qualitätsmanagementsystem nachgewiesen werden. Grundgedanke im 
Qualitätsmanagement ist der kontinuierliche Verbesserungsprozess, der insbesondere 
durch die Zulassungsprozesse durch unabhängige Stellen, wie auch das EBA, ständig 
neue Impulse erhält. 

e) Zudem behandeln die Prozessbeschreibungen der Managementsysteme der beteiligten 
Akteure die Lebenszyklusphasen von Konzeptphase bis zur Entsorgung der Systeme 
bzw. Komponenten.  

f) Bei Alt-Techniken kann die angewendete Methodik durch die Betriebsbewährtheit auf 
Zuverlässigkeit und Sicherheit geprüft werden. Sowohl auf Seiten der Hersteller als auch 
auf Seiten des Betreibers können damit alle sicherheitsrelevanten Funktionen 
nachgewiesen werden. Zudem wird es meist möglich sein, das Sicherheitsziel durch 
andere Methoden zu bestätigen. Viele technische Lösungen wurden in den letzten 100 
Jahren weiterentwickelt und sind noch heute vielfach Basis der aktuell eingesetzten 
Technik. 

g) Schnittstellenbeschreibungen und Architekturgrundsätze, wie z.B. durch NeuPro1, 
entstehen auf der Basis der sektorweiten Fachexpertise. Dies führt dazu, dass diese 
Dokumente als Anerkannte Regeln der Technik etabliert werden können. Bei 
technischen Dokumentationen ist zu prüfen, ob dies ebenfalls zutrifft. 

h) Lastenhefte sind auf ihre Anwendbarkeit hin zu überprüfen. Beispielsweise im Fall von 
Bahnübergängen der Bauform EBÜT80 kann durchaus eine allgemein gültige Grundlage 
abgeleitet werden. Diese Lastenhefte wurden von der DB AG erstellt und verschiedene 
Unternehmen haben nach diesem Konzept die Bahnübergangsanlagen entwickelt. Da so 
eine unabhängige Prüfung auf Richtigkeit der Lastenhefte stattfand, kann man daraus 
die Anerkennung durch sektorweite Fachexperten annehmen. 

i) Ein umfangreiches Werk an Regeln und Vorgaben bieten die Richtlinien der DB AG. Sie 
beschreiben die Anforderungen, werden durch die Fachkenntnis gestützt und unterliegen 
einer strengen Prüfung auf Richtigkeit aller im Sektor tätigen Fachkreise.  

 

Für die detaillierte Beschreibung der Methoden zur Qualifizierung von Anerkannten Regeln 
der Technik wird auf das entsprechende Positionspapier (Anhang 2.1) verwiesen.  

Im Rahmen der Projektbearbeitung wurde eine Sammlung und Priorisierung der entspre-
chenden Regelwerke erstellt (sog. „Regelwerkslandkarte“). Um die hierin enthaltenen firmen-
internen Aspekte vertraulich zu halten, wird diese nicht im vorliegenden Bericht veröffentlicht. 

4.1.2 Nutzen und weitere Verwendung 

Das Positionspapier ist als Diskussionsgrundlage insbesondere in Bezug auf die Gemeinsa-
men Sicherheitsmethoden nach CSM-RA (Verordnung (EG) Nr. 352/2009 bzw. ab 2015 (EU) 
Nr. 402/2013) hilfreich. 

                                                 
1 NeuPro steht für die Neuausrichtung der Produktionssteuerung sowie die Standardisierung der Stellwerkstechnik bei 
der DB AG. 
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Die Arbeitsgruppe geht davon aus, dass mit diesem Positionspapier auch eine belastbare 
Quelle für künftige Diskussionen vorliegt. 

Aus den Ergebnissen sind folgende Vorschläge zur Weiterentwicklung abzuleiten: 

- Um Sicherheit bei der Entwicklung und im Zulassungsprozess zu erhalten, sollten alle 
Akteure über die Gültigkeit von Anerkannten Regeln der Technik klare Vorgaben ver-
einbaren. 

- Es ist das Ziel, die Zustimmung durch das EBA für die Regelwerke und technischen 
Dokumente mit dem Potential zu Anerkannten Regeln der Technik zu erhalten. Auf 
Grund der Besonderheit im Sektor Eisenbahn durch Verordnungen und Verwaltungs-
vorschriften ist die Einbeziehung des EBA bei weiteren Aktivitäten unbedingt gebo-
ten. 

- Die Entwicklung und Etablierung erforderlicher struktureller Voraussetzungen (Len-
kungskreis Infrastruktur) sind mit Blick auf die Erweiterung des Umfangs von vorhan-
denen Anerkannten Regeln der Technik voranzutreiben. 

- Der Umgang mit dem Thema „Betriebsbewährtheit“ sollte weitergehend beleuchtet 
werden. Hier hat die Arbeitsgruppe eine große Unsicherheit mit der Einstufung identi-
fiziert. Es gibt verschiedene Ansätze, jedoch in Bezug auf den Eisenbahnsektor mit 
seiner Vielfalt an unterschiedlichen Techniken ist es von Vorteil, praxisgerechte Mo-
delle zu nutzen. 

 

4.1.3 Ergebnisdokumente 

Im Rahmen der Arbeitsgruppe wurden folgende Dokumente erstellt: 

- Positionspapier mit dem Titel „Entwicklung von Anerkannten Regeln der Technik“ 
- Ergänzend Dokument mit dem Titel „Sammlung zu „Definition Betriebsbewährtheit““ 

Die Dokumente sind Anhang 2.1 enthalten. 

 

4.2 AG 2: Effiziente Umsetzung CSM VO 

4.2.1 Motivation 

Mit der EU Verordnung 352/2009 (CSM-VO) wurden erstmalig in Europa einheitliche Sicher-
heitsbewertungsmethoden im Rahmen einer unmittelbar gültigen Verordnung etabliert. Lei-
der sind in der CSM-VO einige Kernkonzepte unbestimmt geblieben, so dass erhebliche Un-
sicherheit in der Umsetzung entstand. Verschärft wurde das Problem durch eine ungenaue 
deutsche Übersetzung. Daher bestand die Notwendigkeit, in einer übergreifenden Arbeits-
gruppe Vorgaben zur effizienten Umsetzung der CSM-VO nach dem Stand der Wissenschaft 
und Technik zu erarbeiten. 

 

4.2.2 Arbeitsplanung und Ergebnisse 

Aufgrund einer Themensammlung wurden die folgenden Arbeitspakete geplant: 

1) Signifikanzbewertung  
2) Generischer Umgang mit Regelwerken  
3) Allgemein vertretbares Risiko  
4) Analyse von Referenzsystemen 
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5) Semi-quantitative Verfahren zur expliziten Risikoabschätzung 
6) Unabhängige Bewertung, insb. Rolle von und Auswirkungen auf Prüfleitstellen  
7) Präsentation zur Schulung über die CSM-Verordnung auf verschiedenen Ebenen 

(Mitarbeiter bis Management) 

Während der Bearbeitung wurden die folgenden zusätzlichen Themen identifiziert: 

8) Erfüllung der CSM-VO durch Anwendung der CENELEC-Normen  
9) Anwendung Signifikanzbewertung: Schnittstellen-Standardisierung (in Thema 1) inte-

griert) 
10) Definition von Änderungen im Eisenbahnsystem im Sinne der CSM-VO (in Thema 1) 

integriert)  

Die Aufgabenstellung sowie der grundsätzliche Lösungsansatz bzw. das Ergebnis werden in 
den folgenden Unterkapiteln erläutert. 

 

4.2.2.1 Signifikanzbewertung 

Die CSM-VO gibt zwar Einflussparameter für die Bewertung von Änderungen vor, aber kei-
nerlei Bewertungsmethode. Daher wurde die von Network Rail vorgeschlagene und von der 
DB AG angepasste Methode der Ausfallfolgen-Unsicherheits-Matrix (AUM) für Anwendungen 
auf technische Systeme angepasst bzw. und zu einem semi-quantitativen Verfahren erwei-
tert.  

Abb. 16 zeigt die grundsätzliche Matrix, die auf den beiden Achsen eine Ausfallfolgenkatego-
risierung in Anlehnung an EN 50126 bzw. eine gemeinsame Einschätzung der Unsicherheit 
der Durchführung der Änderung auf Grundlage der Kriterien Innovation und Komplexität vor-
sieht 

 
Abb. 16:  Ausfallfolgen-Unsicherheits-Matrix 

Wenn die beiden Einschätzungen vorgenommen werden, so erhält man folgende Entschei-
dungen 

 Grün bedeutet „in jedem Fall nicht signifikant“ 

 Rot bedeutet „in jedem Fall signifikant“ 
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 Gelb bedeutet, dass zusätzlich die Kriterien der Umkehrbarkeit und Überwachung 
zur abschließenden Beurteilung herangezogen werden müssen, die jeweils lediglich 
zwei Ausprägungen (gegeben/nicht gegeben) besitzen 

Dieses Schema wurde in ein Punkteschema überführt. Dadurch ist im Falle einer Anwen-
dung durch einen Systemhersteller die Kompatibilität zur DB-internen Bewertung gewährleis-
tet. In diesem Zusammenhang wurden die Ausfallfolgen mit den SIL-Stufen in Beziehung 
gesetzt.  

Ausfallfolgen der Ände-
rung 

SIL 4 Katastrophal 4 Punkte 

SIL 3 Kritisch 3 Punkte 

SIL 2 Marginal 2 Punkt 

SIL 1 Unbedeutend 1 Punkt 

Tab. 3:  Bewertung der Ausfallfolgen 

Ebenso wurde für die weiteren Kriterien zur Bewertung eine Systematik in Form von Punkte-
bewertungen erstellt. Gemäß CSM-VO sind dies im Einzelnen:  

- Innovation und Komplexität der Änderung 
- Überwachbarkeit der Änderung 
- Umkehrbarkeit der Änderung 

Die Gesamtbewertung besteht darin, die Summe der Punkte der Einzelbewertungen zu bil-
den und mit einem Grenzwert zu vergleichen, den man durch Vergleich mit der AUM gewin-
nen kann. z.B. führt dort die Kombination „katastrophal“ und „mittlere Unsicherheit“ zur Gren-
ze, dies entspricht nach den entwickelten Bewertungsregeln genau 6 Punkten, d. h. ab die-
sem Wert sind Änderungen signifikant, darunter nicht signifikant.  

Gesamtbewertung 6 oder mehr Punkte Änderung signifikant 

Weniger als 6 Punkte Änderung nicht signifikant 

Tab. 4:  Gesamtbewertung der Signifikanz 

 

Das Verfahren wurde Anhand von Beispielanwendungen verifiziert (s. Tab. 5).  
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Tab. 5:  Beispielhafte Signifikanzbewertungen 

Die detaillierten Erläuterungen zu dem Verfahren sind in Anhang 2.2.1 enthalten.  

Der Vorschlag wurde an zahlreichen Praxis-Beispielen validiert. Für die Bewertung der Signi-
fikanz von Änderungen an technischen Systemen gab es bisher keine konkrete Methode.  

4.2.2.2 Generischer Umgang mit Regelwerken 

Für Änderungen auf Grundlage relevanter Regelwerke sollte eine vereinfachte qualitative 
Methode zur Signifikanzbewertung abgeleitet werden.  

Die Beurteilung der Signifikanzkriterien für eine sicherheitsrelevante Änderung, die komplett 
nach einem relevanten Regelwerk durchgeführt wird, kann reduziert werden auf die Beant-
wortung der Fragen 

 „Fordert das Regelwerk für die Änderung die Durchführung einer expliziten Risiko-
analyse?“ 

 „Besitzt die Organisation Erfahrung mit der Durchführung der Änderung bzw. Anwen-
dung des Regelwerks?“ 

Eine sicherheitsrelevante Änderung ist dann nicht signifikant, wenn die erste Frage mit Nein 
und die zweite Frage mit Ja beantwortet werden kann, in allen anderen Fällen ist sie signifi-
kant. 

Dies stellt im Vergleich zu den originalen Signifikanzkriterien der CSM VO und alternativen 
Vorschlägen zur allgemeinen Signifikanzprüfung eine erhebliche Vereinfachung dar. Dies 
wurde allerdings nur durch eine Fokussierung auf einen spezifischen Anwendungsfall mög-
lich. 

Das Ergebnis ist neu, es gab bisher keine derartige Untersuchung. (Teilbericht AP 2100 – 
Signifikanz von Änderungen auf Grundlage relevanter Regelwerke - siehe Anhang 2.2.2).  

 

Änderungen an technischen Systemen Signif ikanzbew ertung
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Signif ikanz

1 ESTW Fehlerbehebung nein nein 4 0 0 0 0 4 NEIN

2 geänderte Technik nein nein 4 2 0 0 0 6 JA

3 geänderte Funktion ja nein 4 0 1 0 0 5 NEIN

4 geänderte Funktion ja ja 4 2 1 0 0 7 JA

5 neue Funktion ja ja 4 2 0 0 0 6 JA

6 BÜSA Fehlerbehebung nein nein 3 0 0 0 0 3 NEIN

7 geänderte Funktion ja nein 3 0 1 0 0 4 NEIN

8 geänderte Funktion ja ja 3 2 1 0 0 6 JA

9 neue Funktion ja ja 3 2 0 0 0 5 NEIN

10 Rangiertechnik neue Funktion ja ja 2 2 0 0 0 4 NEIN

11 PZB neue Funktion ja ja 1 2 1 1 0 5 NEIN

12 BÜ-Fzg-Schleife geänderte Funktion ja ja 3 2 0 0 0 5 NEIN

13 Signale geänderte Technik ja ja 4 2 0 0 0 6 JA
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4.2.2.3 Allgemein vertretbares Risiko 

Die CSM-VO hat diesen Begriff eingeführt, allerdings ohne konkrete Ausführungsbestim-
mungen. Daher wurde eine neue pragmatische Vorgehensweise in Form einer Bewertungs-
matrix für die Unterstützung der Experteneinschätzung bei „allgemein vertretbaren Risi-
ken“ erarbeitet. Diese wurde an zwei Beispielen erprobt:  

- Einführung einer technischen Gefahrenraumfreimeldung (als neue technische Funkti-
on) als Ersatz der BÜ-Beobachtung 

- Einführung einer Geschwindigkeitsüberwachung in einem EU-Land ohne Zugbeein-
flussungstechnik auf einer nicht-TSI-pflichtigen Strecke 

Tab. 6 zeigt sowohl die vorgeschlagene Bewertungsmatrix als auch die Bewertung der Bei-
spiele. 

 Reduktion der 
Leistungsfähigkeit 
oder Verfügbar-
keit   > 30%, oder

Aufwand > 30% 
der Gesamtkos-
ten 

Reduktion der 
Leistungsfähigkeit 
oder Verfügbar-
keit   > 10%, oder

Aufwand > 10% 
der Gesamtkos-
ten 

Reduktion der 
Leistungsfähigkeit 
oder Verfügbar-
keit   > 3%, oder 

Aufwand > 3% 
der Gesamtkos-
ten 

Sonst 

Risikobeitrag 
<10% vom 
Gesamtrisiko 

PZB    

Risikobeitrag 
< 3% vom 
Gesamtrisiko 

    

Risikobeitrag 
< 1% vom 
Gesamtrisiko 

 GFR   

Tab. 6:  Bewertungsmatrix für allgemein vertretbares Risiko 

 

Bisher gab es keine konkrete Bewertungsmethode. Die vollständige Beschreibung der Er-
gebnisse ist in Teilbericht AP 2100 – Allgemein vertretbares Risiko – enthalten, siehe An-
hang 2.2.3).  

4.2.2.4 Analyse von Referenzsystemen 

Mit der Analyse von Referenzsystemen wurden in Deutschland gute Erfahrungen gesam-
melt. Es war jedoch nicht klar, ob diese Praxis kompatibel zur CSM-VO ist und unter welchen 
Randbedingungen man mit diesem Ansatz gegenseitige Anerkennung (cross acceptance) 
erreichen kann.  

Berücksichtigt wurden dabei der Wortlaut der CSM-VO sowie  

- Leitfäden und Beispiele der ERA 

- EBA-Hinweise 



Schlussbericht 

Ergebnisse im AP 2000 „Optimierung des Zulassungsprozesses“ 

 S. 56 

- Office of Rail Regulation (ORR) Guideline 

Die Analyse hat gezeigt, dass die gängige Praxis voll konform zur CSM-VO ist und man aus 
ihr wichtige Erkenntnisse zur effizienten Umsetzung der CSM-VO gewinnen kann.  

Insbesondere wurde gezeigt, dass bewährte Vorgehensweisen 

- zur Ableitung von Sicherheitsanforderungen an ein neues System aus denen eines Re-
ferenzsystems und 

- zur Cross-Acceptance eines existierenden Systems in einem neuen Kontext 

durch diesen Risikoakzeptanzgrundsatz gedeckt sind (Teilbericht AP 2100 – Ergebnisbericht 
zur „Risikoakzeptanz auf Basis von ähnlichen Referenzsystemen” bei Anwendung der CSM-
VO - siehe Anhang 2.2.4).  

 

4.2.2.5 Semi-quantitative Verfahren zur expliziten Risikoabschätzung 

Im DKE wurde parallel zur CSM-VO eine Vornorm zur expliziten Risikoanalyse entworfen 
(DIN VDE V 0831-103). Hier werden in einer Risk Score Matrix (RSM) horizontal die Unfall-
klassen und vertikal die Sicherheitsanforderungen eingetragen. Die Grenze des tolerierbaren 
Risikos wird hierbei durch die jeweils oberste weiße Zelle in der jeweiligen Spalte – als Ver-
bindung zwischen Unfallklasse und angegebener Sicherheitsanforderung – repräsentiert. 
Leider wurden die dabei zugrunde gelegten Risikoakzeptanzkriterien nicht wie erwartet in die 
Revision der CSM-VO übernommen, sondern es wurden von verschiedenen Seiten inkom-
patible neue Vorschläge gemacht. Die Kalibrierung der Methode sowie die vorgeschlagenen 
Alternativen wurden nach dem Stand der Technik diskutiert. Die Kalibrierung wurde begrün-
det und an weiteren Beispielen validiert.  

Ausgehend von der Analyse der Systematik der RSM nach E DIN VDE V 0831-103 sollten 
Risikoakzeptanzkriterien folgende Kriterien erfüllen, um die Kalibrierung semi-quantitativer 
Methoden zu unterstützen: 

- gleichmäßige Abstufung 

- mindestens 4 Kategorien 

- Abgrenzung der Wertebereiche unter Einschluss des jeweiligen Wertes (»kleiner 
gleich«) 

- »Abdeckung« des Wertebereiches nach DIN EN 50129 bzw. Kompatibilität hierzu. 

In Tab. 7 ist zusammengestellt, inwieweit diese Anforderungen bei den einzelnen Vorschlä-
gen erfüllt sind. Außerdem ist dargestellt, ob diese Vorschläge im Vergleich zum Vorschlag 
der RAC Task Force der ERA weniger konservativ sind. 
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Vorschlag gleichmä-
ßige Abstu-

fung 

Anzahl 
Kategorien 

Abgren-
zung Wer-
tebereiche 

kompatibel 
zu DIN EN 

50129 

weniger 
konservativ 

Vorschlag RAC Task 
Force der ERA 

- + + + n.a. 

Vorschlag der CER - - - - + 

Vorschlag für Revision 
der CSM VO 

+ - - - + 

aktueller Vorschlag 
ERA 

+ - - + -- 

RSM nach E DIN V 
VDE 0831-103 

- + + + n.a. 

RSM - Variante 1 - ++ + ++ - 

RSM - Variante 2 + ++ + ++ + 

RSM - Variante 3 - ++ + + ++ 

RSM - Variante 4 - ++ + + -- 

Tab. 7:  Qualitative Bewertung von Vorschlägen zur Risikoabschätzung 

Erläuterung: ++ = sehr gut erfüllt, + = erfüllt, - = nicht erfüllt, -- = sehr schlecht erfüllt, 
n.a. = nicht anwendbar 

Eine quantitative Bewertung der Auswirkungen verschiedener Vorschläge ist grundsätzlich 
auf Basis der in E DIN VDE V 0831-103 für die exemplarisch genannten Funktionen / Ausfäl-
le genannten Sicherheitsanforderungen möglich. In Tab. 8 ist daher Beispielhaft für 135 An-
forderungen der DB AG dargestellt, für wie viele Sicherheitsanforderungen sich bei den je-
weiligen Vorschlägen im Vergleich restriktivere, gleiche bzw. weniger restriktive Werte erge-
ben. 
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Vorschlag Anzahl Werte 

 restriktiver gleich 
weniger 
restriktiv 

Vorschlag RAC Task 
Force der ERA 

(entspricht RSM aus E DIN VDE V 0831-
103) 

Vorschlag der CER 0 31 104 

Vorschlag für Revision 
der CSM VO 

0 31 104 

aktueller Vorschlag 
ERA 

69 64 2 

RSM nach E DIN V 
VDE 0831-103 

(Referenz) 

RSM - Variante 1 23 96 16 

RSM - Variante 2 0 117 18 

RSM - Variante 3 0 115 20 

RSM - Variante 4 32 101 2 

Tab. 8:  Quantitative Bewertung von Vorschlägen zur Risikoabschätzung 

 

Es zeigt sich, dass der aktuelle Vorschlag der ERA zu wesentlich restriktiveren Werten führt 
als alle anderen Vorschläge. Gleichzeitig zeigt sich, dass die RSM-Varianten 2 und 3 in die-
sem Vergleich prinzipiell gleichwertig zum ursprünglichen Referenzvorschlag der RAC Task 
Force sind.  

Die detaillierten Ergebnisse zu diesem Arbeitspaket sind in Teilbericht AP 2100 –   Semi-
quantitative Verfahren zur expliziten Risikoabschätzung - siehe Anhang 2.2.5 aufgeführt.  

4.2.2.6 Unabhängige Bewertung 

Es fehlte eine detaillierte Untersuchung der Vorgaben der CSM auf die deutsche Praxis der 
Begutachtung, insb. für Prüfleitstellen. Im vorliegenden Bericht ist eine mögliche Umsetzung 
der „Unabhängigen Bewertung“ gemäß Artikel 6 der CSM-VO im Sektor der deutschen Leit- 
und Sicherungstechnik der Eisenbahnen des Bundes (EdB) beschrieben. Berücksichtigt 
wurde dabei sowohl die derzeit angewendete Version der CSM-VO als auch die Revision 
aus 2013, welche ab 2015 anzuwenden ist.  

Eine detaillierte Analyse hat ergeben, dass die Vorgaben der Revision der CSM-VO eine 
Erweiterung der bisher in Deutschland geübten Praxis der Prüfleitstellen und Gutachter dar-
stellen. Die Konstrukte der nationalen Anerkennung bzw. Akkreditierung entsprechen weit-
gehend der gelebten Praxis der Anerkennung durch das EBA bzw. der Akkreditierung als 
Inspektionsstelle nach DIN EN ISO/IEC 17020.  

In Anhang 2.2.6 (Teilbericht AP 2100 – Unabhängige Bewertung) sind die detaillierten Er-
gebnisse beschrieben. Zusätzlich sind Kompetenzanforderungen zur Risikobewertung bei-
spielhaft zusammengestellt sowie ein mögliches Dokumentationsformat für einen Sicher-
heitsbewertungsbericht und dessen notwendige Inhalte aufgeführt. 
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4.2.2.7 Präsentation zur Schulung über die CSM-Verordnung 

Es gab bisher kein deutschsprachiges Schulungsmaterial zur CSM-VO. Daher wurde ein 
neuer Schulungsfoliensatz erarbeitet, der auf verschiedenen Ebenen (Management bis 
Sachbearbeiter) mit einem unterschiedlichen Detaillierungsgrad eingesetzt werden kann.  

 
Abb. 17:  Schulungsfoliensatz zur CSM-VO 

Die Schulung dient der Information über den Inhalt der CSM-VO 402/2013. Sie hat nicht das 
Ziel einer allgemeinen Behandlung von sicherheitstechnischen Methoden, auf denen die 
CSM-VO 402/2013 teilweise basiert. Derartige Grundkenntnisse werden vorausgesetzt. Die 
Schulung besteht aus 2 Teilen: 

- Teil 1: Managementinformation (Folien 1 - 12) 
- Teil 2: Information für Anwender der CSM-VO (Folien 13 – 56) 

(s. Anhang 2.2.7 - Schulungsunterlage – Einführung in die "CSM-VO"). 

 

4.2.2.8 Erfüllung der CSM-VO durch Anwendung der CENELEC-Normen 

Es war unklar, ob die CSM-VO für Hersteller neue oder erweiterte Anforderungen im Ver-
gleich zu den CENELEC-Normen stellt. Durch einen detaillierten Vergleich konnte nachge-
wiesen werden, dass es sich bei den Unterschieden entweder um Formalitäten oder hand-
werkliche Fehler z. B. bei der Übersetzung der CSM-VO handelt.  

Die Analyse belegt inhaltlich die Gültigkeit der Aussage „mit der Einhaltung der CENELEC-
Normen EN 50126 ff werden auch die Anforderungen der CSM VO erfüllt“. Diese Intention ist 
auch klar in den Leitlinien und Beispielen der ERA ersichtlich. 

Aus formalen Gründen bzw. handwerklichen Unzulänglichkeiten bei der Abstimmung der 
CSM VO gibt es einzelne Abweichungen zwischen den CENELEC-Normen und der CSM 
VO. Eine Anpassung der Prozesse würde gegebenenfalls den Klärungsbedarf reduzieren. 
Es wird vorgeschlagen, die folgende Tabelle als Interpretationshilfe in den eigenen Prozess 
zu kopieren und den Ergebnisbericht (Anlage 2.2.8) als Erläuterung dazu zu referenzieren. 
Die Einträge in der Tabelle sind dabei als Vorschläge zu verstehen, die je nach firmenspezi-
fischen Gegebenheiten angepasst werden können: 
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Thema Abweichungen Anpassung 
Vorschlagender Die CENELEC-Normen kennen den Be-

griff nicht. 
Diese Rolle wird in der 
Regel durch den Betreiber 
wahrgenommen. Falls der 
Hersteller als Vorschla-
gender auftritt, dann sollte 
dies im Prozess berück-
sichtigt werden. 

Signifikanzprü-
fung 

Kategorisierung der geplanten Änderung 
Prüfung auf Sicherheitsrelevanz 
Prüfung der Signifikanz 

Nur für Vorschlagende 
relevant. Diese Rolle wird 
in der Regel durch den 
Betreiber wahrgenom-
men. Falls eine Signifi-
kanzbewertung notwendig 
ist, kann dieses nach An-
lage 2.2.1 durchgeführt 
werden. 

Systemdefinition Auflistung vorhandener systeminterner 
Sicherheitsmaßnahmen  
Umfang des Verfahrens festlegen (Sys-
temannahmen und –grenzen) 

Formale Abweichung, 
inhaltlich erfüllt siehe An-
lage 2.2.8, Abschn. 3.2.4 
Im Prozessschritt Sys-
temdefinition sollte eine 
entsprechende Erläute-
rung aufgenommen wer-
den, bzw. ein Verweis, wo 
die Inhalte (f) und (g) zu 
finden sind. 

Risikoeinschät-
zung 

Prüfung der Anteilseinhaltung und 
Zulässigkeit der Gefährdungen nach 
dessen Risikohöhen (akzeptabel oder 
nicht) 

Nicht relevant, siehe An-
lage 2.2.8, Abschn. 3.2.6. 

Risikobewertung Festlegung und Anwendung eines 
Risikoakzeptanzgrundsatzes für jede 
Gefährdung 
Definition von Risikoakzeptanzkriterien 

Nicht relevant, siehe An-
lage 2.2.8, Abschn. 3.2.7. 
Auswahl des Risikoakzep-
tanzkriteriums ist nach 
CENELEC nicht vorgege-
ben. 

Gefährdungsma-
nagement (Ge-
fährdungsproto-
koll) 

Angabe des beteiligten Akteurs, der 
für Gefährdung verantwortlich ist 
Nachweis und Herkunft des mit jeder 
Gefährdung verbundenen Risikos 
(akzeptabel oder nicht) 
Angabe und Herkunft des gewählten 
Risikoakzeptanzgrundsatzes und 
deren bestimmten Kriterium 

Formale Abweichung, 
inhaltlich erfüllt, soweit 
dies technische Änderun-
gen betrifft, siehe Anlage 
2.2.8, Abschn. 4.2 
Der Aufbau des Gefähr-
dungsprotokolls sollte 
entweder ergänzt werden, 
oder es sollten Erläute-
rungen im Sinne von Ab-
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Thema Abweichungen Anpassung 
schn. 4.2 in die Prozess-
beschreibung aufgenom-
men werden. 

 
Gefährdungsma-
nagement 
(Schnittstellen-
protokoll) 

Erstellung eines Schnittstellenprotokolls 
(wenn erforderlich) mit folgenden Krite-
rien: 
o Definition von Begriffen und 
Meldungen 
o Festlegung des Verantwortlichen für 
Dokumentation 
o Angaben zu allen Systemannahmen 
o Angaben zur Gefährdung und deren 
Risiken 
o Angaben zu den ermittelten 
Sicherheitsmaßnahmen durch die 
verschiedenen Grundsätze 
o Angaben zu den vorhandenen 
Verwendungsbeschränkungen 
o eigenen Erfahrungen beim Versuch 
der Risikokontrolle 

Die CSM VO definiert nur 
informell eine „Meldung“, 
die im Rahmen des Si-
cherheitsmanagements 
frei definiert werden kann. 
Ein geeigneter Ort wäre 
z.B. der Sicherheitsplan, 
der auch die Beziehungen 
zu Unterauftragnehmern 
etc. regeln sollte. Die Do-
kumentation kann im Si-
cherheitsmanagementbe-
richt erfolgen. 

Nachweis der 
Erfüllung der Si-
cherheitsanforde-
rungen 

Dieser Nachweis ist Teil des Sicherheits-
nachweises von CENELEC, soweit dies 
technische Änderungen betrifft. 

Nur für Vorschlagende 
relevant. Diese Rolle wird 
in der Regel durch den 
Betreiber wahrgenom-
men. 

Unabhängige 
Bewertung bzw. 
Sicherheitsbewer-
tungsbericht 

Benennung einer Bewertungsstelle  
Bewertung der Vergleiche und Prüfungen 
sind in einem Sicherheitsbewertungsbe-
richt zu dokumentieren 

Siehe Anlage 2.2.8, Ab-
schn. 3.2.1. Das Gutach-
ten nach CENELEC erfüllt 
diese Anforderungen, 
soweit dies technische 
Änderungen betrifft.  
Die Kriterien bez. unab-
hängiger Bewertung sollte 
explizit aus der CSM VO 
übernommen werden, 
wenn nicht nach DIN ISO 
17020 vorgegangen wird 

Tab. 9:  Zusammenfassung Vergleich CENELEC – CSM-VO 

 

Die ausführliche Beschreibung ist Anhang 2.2.8 (Teilbericht AP 2100 –  Erfüllung der CSM-
VO durch Anwendung der CENELEC-Normen) zu entnehmen.  
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4.2.3 Verwertungsmöglichkeiten 

Die Ergebnisse zur Signifikanzbewertung (Nr. 1 und 2) werden bereits von einigen Partner-
firmen genutzt. Auch die Schulungsfolien (7) werden bereits genutzt, um darauf firmenspezi-
fische Schulungen aufzubauen. Erste Schulungen wurden bereits durchgeführt. 

Insbesondere der Bericht „Erfüllung der CSM-VO durch Anwendung der CENELEC-Normen“ 
gibt konkrete Hinweise, wie die Prozesse der Hersteller angepasst werden sollten, um Com-
pliance bez. CSM-VO zu argumentieren. Alle Hersteller werden diese Erkenntnisse entweder 
im Einzelfall oder als Teil ihres Prozesses nutzen. Die Berichte „Risikoakzeptanz auf Basis 
von ähnlichen Referenzsystemen” und „Unabhängige Bewertung“ können dabei unterstüt-
zend genutzt werden, um bereits praktizierte Vorgehensweisen auch im CSM-Umfeld zu 
nutzen. 

Die Berichte „Allgemein vertretbares Risiko“ und „Semi-quantitative Verfahren zur expliziten 
Risikoabschätzung“ dienen der Unterstützung der Normung oder Pilotanwendungen. Hier ist 
insbesondere noch anschließender Forschungsbedarf gegeben, z.B. zu weiteren oder detail-
lierteren Risikoakzeptanzkritierien. 

Alle Ergebnisberichte werden nach Freigabe von der European Railway Agency (ERA) ge-
nutzt, um daraus Input für Anwendungs-Leitfäden zur CSM-VO zu entnehmen. 

 

4.2.4 Ergebnisdokumente 

Die Nummerierung entspricht den obigen Aufgabennummern, als Autor ist der federführende 
Partner angegeben. 

1) Signifikanzbewertung von Änderungen an technischen Systemen auf Grundlage Aus-
fallfolgen-Unsicherheits-Matrix, Siemens AG, 18.04.2013 (Anhang 2.2.1) 

2) Signifikanz von Änderungen auf Grundlage relevanter Regelwerke, Siemens AG, 
28.08.2012 (Anhang 2.2.2) 

3) Allgemein vertretbares Risiko, Siemens AG, 26.06.2013 (Anhang 2.2.3) 
4) Ergebnisbericht zur „Risikoakzeptanz auf Basis von ähnlichen Referenzsystemen” bei 

Anwendung der CSM-VO, Thales, 16.07.2013 (Anhang 2.2.4) 
5) Semi-quantitative Verfahren zur expliziten Risikoabschätzung, DB AG, 06.08.2013 

(Anhang 2.2.5) 
6) Unabhängige Bewertung, Pintsch Bamag, 06.08.2013 (Anhang 2.2.6) 
7) Einführung in die "CSM-VO", Präsentationsfolien, Thales, 06.08.2013 (Anhang 2.2.7) 
8) Erfüllung der CSM-VO durch Anwendung der CENELEC-Normen, Siemens AG, 

10.01.2013 (Anhang 2.2.8) 

 

4.3 AG 3: Erforderliche Dokumentation gemäß CENELEC (alt / neu) 

4.3.1 Motivation 

Die CENELEC-Normen DIN EN 50126, DIN EN 50128 und DIN EN 50129 beschreiben den 
Entwicklungsprozess von Bahnanwendungen. Sie lassen dem Anwender einen großen In-
terpretations- und Handlungsspielraum. So kann er auch relativ frei entscheiden, welche 
Maßnahmen er zur Entwicklung eines sicheren Systems anwenden möchte. Umfassende 
Tabellen in den Anhängen der Normen DIN EN 50128 und DIN EN 50129 geben eine Aus-
wahl von Maßnahmen, die anzuwenden sind. Oftmals soll der Anwender eine „geeignete“ 
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Kombination von Maßnahmen auswählen, wobei nur eingeschränkt spezifiziert ist, unter wel-
chen Umständen eine Auswahl geeignet ist. 

Ziel der Arbeitsgruppe 3 war eine Abstimmung zwischen allen Projektpartnern über eine ein-
heitliche CENELEC-konforme Dokumentenliste bei der Einreichung zur Zulassung von Pro-
jektvorhaben. Auf Basis dieser einheitlichen Liste sollten Best Practice-Beispiele erarbeitet 
und Interpretationsspielräume der Normen identifiziert und reduziert werden. 

 

4.3.2 Arbeitsplanung 

Zur Erfüllung dieses Arbeitspaketes 2200 wurde die Aufgabenbeschreibung in die folgenden 
Unterarbeitspakete strukturiert: 

0. Erstellung einer abgestimmten generische CENELEC-Dokumentenliste 
1. Erstellung von beispielhaften Dokumentenlisten ('Best Practice') für spezifische An-

wendungsfälle  
a) für SIL 4  
b) für SIL 2  
c) für SIL 0/no-SIL 

2. (Absichtlich freigelassen) 
3. Enge Abstimmung mit der AG2 (CSM-VO) 

4.3.3 Ergebnisse 

Das gemeinsame Verständnis wurde in dem Teilbericht „Vorarbeiten und Unterarbeitspaket 
2200.3“ (Anhang 2.3.1) in Form einer generischen Dokumentenliste dokumentiert. Die Er-
gebnisse der engen Abstimmung mit der Arbeitsgruppe 2 (CSM-VO) für die Konformität zur 
CSM-VO sind ebenfalls in dieser generischen Dokumentenliste enthalten. 

Ein Auszug aus der generischen Dokumentenliste ist in Abb. 18 dargestellt. Aufgrund des 
Umfangs sowohl der Liste als auch der zum Verständnis erforderlichen Erläuterungen ist die 
vollständige Darstellung im Anhang 2.3.1 aufgeführt.  

Auf Basis dieser generischen Dokumentenliste wurden Ausprägungen für die spezifischen 
Anwendungsfälle ‚SW-Fehlerbehebung‘, ‚Systemerweiterung‘, ‚Weiterentwicklung einer HW-
Steckkarte (als HW-Komponente)‘ und ‚Neue spezifische Applikation‘ für SIL 4 erstellt. Ein 
Auszug ist in Abb. 19 dargestellt. Die vollständige Darstellung erfolgt ebenfalls im Anhang (s. 
Teilbericht „2200.1 Beispielhafte Dokumentenlisten ('Best Practice')“, Anhang 2.3.2). Im sel-
ben Bericht wird auch betrachtet, welche Vereinfachungen für SIL 2 bzw. SIL 0-Systeme 
ergeben.  
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Abb. 18:  Auszug aus der generischen Dokumentenliste 
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Abb. 19:  Auszug aus der Best Practice Dokumentenliste 
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4.3.4 Verwertungsmöglichkeiten 

Die vorliegenden Ergebnisse stehen als Leitfaden für alle beteiligten Partnerfirmen zur Ver-
fügung und werden eine breite Anwendung in zukünftigen Entwicklungsprojekten finden. 

 

AG 4: Konzept für ein Handbuch „Zulassung Infrastruktur“ 

4.3.5 Motivation 

Die notwendigen Änderungen technischer Anforderungen, die durch die technischen Ent-
wicklungen realisiert werden sollen, wirken sich massiv auf den heutigen Zulassungsprozess 
aus. Stammten bisher die Systeme und ihre Komponenten größtenteils aus der Entwicklung 
eines Herstellers, so geht die Tendenz in Richtung hoch modularer Systeme mit Komponen-
ten unterschiedlicher Hersteller.  

Die vorstehend beschriebene Situation führt zu längeren und kostenintensiven Zulassungs-
prozessen, die hinsichtlich des Zeitbedarfs nicht mehr kalkuliert werden können. 

Nach einer Umfrage bei den Firmen im VDB handelt es sich dabei um rund 300 (2007) bis 
200 (2009) Zulassungsvorgänge (Zusicherung, Typzulassung, Änderungszustimmung) pro 
Jahr. Die sich sehr häufig ergebenden Verzögerungen schlagen auf die Projekte und die 
Inbetriebnahme von Anlagen durch, was zu weiteren Kosten führt.  

Auf Grund der hoheitlichen Aufgaben des EBA bei der Zulassung, Inbetriebnahmegenehmi-
gung bzw. Nutzungsgenehmigung sind die Aktivitäten des Arbeitsbereiches mit dem EBA 
sowie den öffentlichen Aufgabenträgern abzustimmen. Deshalb war die rechtliche Bewertung 
möglicher Konzepte und die Vorbereitung der Umsetzung mit den zuständigen Behörden 
ebenso Ziel des Projektes. 

 

4.3.6 Entwicklung NTZ 

Das Thema „Neue Typzulassung (NTZ)“ basierte auf folgender Motivlage:  

- Prozesse der bisherigen Typzulassung waren an veränderte Rahmenbedingungen 
anzupassen.  

- Es wurde der Ansatz verfolgt, die Anforderungsseite stärker in Betracht zu ziehen, 
um dafür auf der Nachweisseite den Antragstellern mehr Gestaltungsmöglichkeiten 
im Rahmen der Eigenverantwortung zu eröffnen. 

- Da die Einführung der vollumfänglichen „Ziellösung“ von legislativen Voraussetzun-
gen abhängig ist (die nicht kurzfristig geschaffen werden konnten), wurde die Über-
gangsregelung (ÜGR) zur NTZ entwickelt und 

- auch hier soll die Produktqualität durch stabile Anforderungen gestützt werden und 
Entscheidungen mit sicherheitlichem Ermessen durch anerkannte Regeln der Tech-
nik reduziert werden. 

Dabei wurde und wird das Thema „NTZ“ in einem Stufenkonzept entwickelt, wobei die Stu-
fe 1 und die Stufe 2 in der NeGSt-Projektlaufzeit erstellt wurden. Insbesondere die Erstellung 
der Stufe 2 erfolgte durch Unterstützung und Mitwirkung durch das Projekt NeGSt. 
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Abb. 20:  Stufenkonzept NTZ 

 

4.3.7 Anpassungen / Änderungen im Zulassungsprozess durch NTZ Stufe 2 

4.3.7.1 Vorstufe (Prozessorganisation) 

Zunächst wurde im EBA-Einführungsschreiben in Abstimmung mit dem Betreiber DB AG 
festgelegt, dass ab dem 02.09.2013 alle Zulassungsanträge der Hersteller oder weiterer An-
tragsteller an die neue Geschäftsstelle NTZ der DB Netz AG gesendet werden sollen. Im 
Anschluss wird entschieden, welche Verfahren bereits nach den neuen Verfahren der VV 
ÜGR Stufe 2 und welche noch nach dem bisherigen Zulassungsprozeduren nach VV BAU-
STE (02) bearbeitet werden sollen. Dadurch soll eine stufenweise Einführung der NTZ er-
möglicht werden, wobei gemäß VV ÜGR NTZ Stufe 2 alle Hersteller bzw. bisherigen Antrag-
steller auf Typzulassung eingebunden werden. Somit soll das Spektrum der Legitimierungs-
vorgänge, die nach den neuen Verfahren ausgeübt werden sollen, immer weiter ausgebaut 
werden. Zugleich können kurzfristige, ggf. nur auf Änderungen oder Korrekturen beruhende 
Vorgänge auch noch nach den bisherigen Verfahren effektiv behandelt werden. 

Natürlich steht bei der Prozessauswahl auch im Vordergrund, die Verfahren zu wählen, die 
es ermöglichen, auf der einen Seite kurzfristig notwendige Inbetriebnahmen von Signaltech-
nik zu garantieren bzw. nicht zu verzögern, auf der anderen Seite aber auch eine kontinuier-
liche Prozessweiterentwicklung vorzunehmen.  
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Abb. 21:  geänderter Antragsprozess nach VV BAU STE Stufe 2 

 

 

 

Abb. 22:  Vorstufe im Antragsverfahren zur Auswahl des Legitimierungsverfahrens 
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4.3.7.2 Ausgabe und Veröffentlichung der VV NTZ ÜGR Stufe 2 - Ergebnis 

Das Eisenbahn-Bundesamt hat auf seiner Homepage www.Eisenbahn-Bundesamt.de nach 
dem 02.09.2013 die VV NTZ ÜGR Stufe 2 veröffentlicht sowie die beteiligten Partner per 
Post und E-Mail Übersendungen von der Herausgabe informiert. 

 

 

Abb. 23:  Veröffentlichung der VV NTZ ÜGR Stufe 1 und 2 auf den EBA Internetseiten 

4.3.7.3 Dokumente der VV NTZ ÜGR Stufe 2 

Das Paket der zur VV NTZ ÜGR Stufe 2 gehörenden Dokumente besteht aus: 

- dem Einführungsschreiben vom 30.08.2013, 
- der Verwaltungsvorschrift die in 6 Abschnitten mit 40 Paragraphen auf insgesamt 41 

Seiten den Legitimierungsprozess beschreibt, 
- der Anlage 1.1 „Prozessablauf in der Phase Lastenheft“, 
- der Anlage 1.2 „Prozessablauf in der Phase Pflichtenheft“, 
- der Anlage 1.3 „Prozessablauf in der Phase Produkt“, 
- der Anlage 2 „Auflistung relevanter Techniken … auf der Strecke VDE 8.1/8.2“ ent-

fällt,  
- der Anlage 3 „Vorgaben für die Erstellung eines Prüfplans und Umgang mit den Er-

gebnissen“, 
- der Anlage 4.1 „Anforderungen an den Systemgutachter…“, 
- der Anlage 4.2 „Anforderungen an die Bewertung der Systemintegration…“, 
- der Anlage 5 „Zugrunde liegende Normen und Regelwerke“, 
- der Anlage 6 „Sicherheitserprobung“ und 
- der Anlage 7 „Prüfaspekte des EBA im Rahmen der Plausibilisierung“. 
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4.3.8 Verteilter Prozessansatz durch NTZ Stufe 2 

Inhaltlich wird durch die Prozesse und Festlegungen der NTZ ein neuer „verteilter“ Pro-
zessansatz definiert, der insbesondere in den Phasen „bewerten“ und „legalisieren und ge-
nehmigen“ der Betreiberverantwortung nach AEG für den Bereich der Infrastruktur entspricht 
(siehe Abb. 24). Eine wesentliche Aufgabe dabei übernimmt der Freigabeverantwortliche, 
der immer ein Mitarbeiter des Betreibers sein muss. Dessen Prüferklärung stellt, wenn keine 
nachgelagerten Verwaltungsakte des Eisenbahn-Bundesamtes gemäß VV-BAU-STE oder 
gemäß TEIV notwendig werden, die Voraussetzung bis hin zur Inbetriebnahme einer techni-
schen Einrichtung dar (siehe Abb. 25). 

 

Abb. 24:  Verteilter Prozessansatz gemäß NTZ 
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Abb. 25:  Wertigkeit der Prüferklärung des Freigabeverantwortlichen 

 

Die verbleibende Mitwirkung des Eisenbahn-Bundesamtes in Bezug auf die sich ergebenden 
Stellungnahmen zur Bewertung des Legitimierungsobjekte wird in Abhängigkeit zu den gut-
achterlichen Prüfaussagen sowie der Bewertung durch den Freigabeverantwortlichen des 
Betreibers in Abb. 26 dargestellt. 
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Abb. 26:  Prüfschritte / Gutachten Prüferklärung des FGV und verbleibende EBA-Mitwirkung 

 

4.3.9 Fazit und Ausblick 

Die Arbeiten zur Fertigstellung der VV NTZ ÜGR Stufe 2 sowie der Veröffentlichung und 
Herausgabe dieser Verwaltungsvorschrift des Eisenbahn-Bundesamtes unter Ausgabe eines 
abgestimmten Einführungsschreibens, das die kurzfristig notwendigen Informationen zu re-
sultierenden Prozessanpassungen der Zulassungsaktivitäten im Bereich der Infrastruktur der 
Leit- und Sicherungstechnik geben soll, war die an die konkrete Situation angepasste Vorge-
hensweise. 

Die geplante Erstellung eines Referentenentwurfs im BMVBS, der auf Basis weiterentwickel-
ter, rechtlicher Regelungen (insbesondere mit Wirkung auf die notwendige Prüftiefe der Pro-
zessbeteiligten) die Voraussetzungen und die sich ergebenen Prozessanpassungen bzw. 
Zulassungsvarianten hin zu neuen Legitimierungsverfahren beschreiben soll, wird der Aus-
gangspunkt für nachfolgende Weiterentwicklungen im Bereich der Zulassungs- / Legitimie-
rungsverfahren im Bereich der Infrastruktur (Signal- und Sicherungstechnik) sein. 

 

4.4 AG 5: Umgang mit Komponenten nach IEC 61508 (COTS) / Hybriden 

4.4.1 Aufgabenstellung 

Im Fokus der Arbeitsgruppe 5 stand der Zulassungsprozess für elektronische Stellwerke und 
im AP 2300 der spezielle Aspekt des Umgangs mit Komponenten (COTS-Produkte) mit einer 
Zertifizierung nach IEC 61508. 

Die Betrachtung des Einsatzes von COTS-Produkten bei der Entwicklung neuer innovativer 
Stellwerkstechnik ist dabei jedoch nicht auf Hardware-Komponenten beschränkt, sondern 
umfasst auch den Einsatz von Software bzw. Software-Tools im Entwicklungsprozess sowie 
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gleichermaßen Management-Tools für die gesamte Prozesskette für Entwicklung und Nach-
weisführung. 

Den Ausgangspunkt für diese Betrachtungen bildet ein Blick auf die unterschiedlichen Nor-
men: die IEC 61508 für Industrieprodukte und die für Bahnanwendungen verbindlichen 
CENELEC-Normen EN50126/28/29. Über eine Gegenüberstellung beider Normen sollen 
letztlich Anforderungen an eine Überleitung von nach IEC-Norm zugelassener Komponenten 
in die CENELEC-Norm herausgearbeitet werden. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Prozessgestaltung. Die normativen Anforderungen an den 
Entwicklungsprozess und insbesondere an die Nachweisführung der Erfüllung von RAMS-
Anforderungen sind nicht nur bzgl. sicherheitsgerichteter Funktionen sehr anspruchsvoll und 
damit auch aufwändig und kostenintensiv. Folgerichtig wird dazu der Prozess der RAMS-
Nachweisführung näher beleuchtet mit speziellem Augenmerk auf die dabei unterstützenden 
Werkzeuge. Ergänzend werden Ansätze zur Optimierung toolunterstützter Teststrategien 
aufgezeigt und schließlich ein Feinkonzept für eine RAMS-Diagnose-Plattform erarbeitet, 
dass Grundlage für einen ebenfalls vorgestellten Prototypen bildet. Dabei fließen Erfahrun-
gen aus der Entwicklung signaltechnischer Projekte für den SIL2- sowie den SIL4-Bereich im 
Sinne von Best-Practices der Funkwerk AG durchaus ein. 

Abgeleitet aus den Erfahrungen, die in der Realisierung verschiedener Signaltechnik-
Projekte im Umgang mit COTS-Produkten gesammelt wurden, wird speziell das Thema Pro-
jektierung von COTS-Komponenten aufgegriffen. Dabei wird gezeigt, dass insbesondere mit 
einem einheitlichen funktionsübergreifenden Datenmodell, aus dem alle Projektierungsfälle 
hergeleitet werden können, ein wesentlicher Beitrag für Effizienz, Transparenz und Nachvoll-
ziehbarkeit rollenübergreifend erbracht werden kann.  

4.4.2 Vergleich der Zulassungsbedingungen IEC 61508 – CENELEC 

In den 90er Jahren wurde die Normenserie CENELEC 50126/28/29 zur Entwicklung von 
Stellwerken entworfen, um den Zulassungsprozess zu standardisieren. Sie sind bahnspezifi-
sche Fachnormen zur übergeordneten IEC 61508 „Funktionale Sicherheit sicherheitsbezo-
gener elektrischer, elektronischer, programmierbarer elektronischer Systeme“. 

Parallel zur Entwicklung der Stellwerkstechnik waren Industriesteuerungen bereits in den 
80er Jahren weit verbreitet und haben die Steuerungen von industriellen Systemen gewan-
delt. Da die Sicherheit in vielen Prozessbereichen von herausragender Bedeutung ist, wurde 
zur Standardisierung der Bewertung und Zulassung die IEC 61508 entworfen. Alle sicher-
heitsgerichteten Systeme in Industriebereichen wurden nach dieser Norm entwickelt und 
dokumentiert. 

Zulassungen nach IEC 61508 werden bisher nicht ohne weiteres vom EBA anerkannt. Auch 
wenn die CENELEC Normenreihe als Fachnorm auf der IEC basiert, gilt die Fachnorm als 
verbindlich. Daraus ergibt sich zwangsweise die Fragestellung bzgl. einer Überleitung der 
Zulassung nach IEC-Norm in die CENELEC-Norm, d.h. unter welchen Voraussetzungen eine 
Begutachtung nach IEC im Anwendungsbereich Signaltechnik/Bahnsysteme anerkannt wer-
den kann. 

So werden im Teilergebnisbericht „Vergleich der Zulassungsbedingungen IEC 61508 – 
CENELEC“ (s. Anhang 2.4.1), auf Basis eines Normenvergleichs, geeignete Ansätze für 
Maßnahmen aufgezeigt, wie nach IEC zugelassene Standardindustriekomponenten zulas-
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sungsfähig für einen Einsatz in der LST werden können. Dabei werden zuerst die Zulas-
sungsbedingungen nach IEC ausführlicher beleuchtet.  

Dies ist in erster Linie als Hilfestellung für mögliche gemeinsame oder ergänzende Zulas-
sungsprozesse gedacht. Der Schwerpunkt lag auf den formulierten Anforderungen der Nor-
menwerke und einer tabellarischen Gegenüberstellung. Die Vergleichstabellen können als 
Index und Orientierungshilfe bei weiteren Ergänzungs- oder Forschungsvorhaben dienen. 

Beide Normenwerke erlauben eine Anpassung der Lebenszyklusphasen, erwarten aber eine 
grundsätzliche Übereinstimmung mit den übrigen Zielen der Norm. Wird ein zu beiden Nor-
menwerken kompatibler Lebenszyklus gesucht, dürfte dies am leichtesten nachzuweisen 
sein, wenn eine Verfeinerung der Zyklusphasen angestrebt wird. 

In Bezug auf Hardware ist festzustellen, dass die CENELEC Norm EN 50129 wesentlich 
allgemeiner gefasst ist als die IEC 61508-2. So ist z. B. die Berechnung der Ausfallraten in 
der IEC-Norm wesentlich detaillierter beschrieben. 

In Bezug auf die Software lässt sich feststellen, dass eine vergleichende Betrachtung große 
Übereinstimmungen aufzeigt und in beiden Richtungen nur wenige zusätzliche Anforderun-
gen zu berücksichtigen sind. 

Sicherlich wäre es von entscheidendem Vorteil, zukünftig COTS-Produkte unter Berücksich-
tigung beider Normen zu entwickeln. Dass dies mit vertretbarem Aufwand möglich sein könn-
te, zeigt der durchgeführte Normvergleich. 

Da dies in der Regel nicht der Fall sein wird, ist bei Einsatz von COTS-Produkten auf eine 
IEC-Zulassung bzw. zumindest eine geeignete Zertifizierung zu achten. 

4.4.3 Prozessgestaltung 

IEC und CENELEC sind gleichermaßen prozessorientierte Normen, die sich über den ge-
samten Lebenszyklus von der Risikoanalyse bis zur Wartung und Instandhaltung erstrecken. 
Eine Optimierung eben dieser Prozesse durch geeignete möglichst ineinander greifende 
Tools ist ein wichtiger Kostenfaktor in der Projektabwicklung. Darüber hinaus liegt in einer 
Vereinheitlichung der Toolkette ein wesentlicher Effekt auf den Zulassungsprozess für alle 
daran beteiligten Rollen, insbesondere auch im Sinne einer möglichst transparenten, nach-
vollziehbaren Nachweisführung. 

Diesem Gedanken folgend wird ein Application Lifecycle Management Tool (ALM) evaluiert, 
das in der Industrie, speziell dem Automotive-Bereich, bereits erfolgreich eingesetzt wird. Die 
Ergebnisse der Evaluierung sind in dem Teilergebnisbericht „Prozess der RAMS-
Nachweisführung und unterstützende Werkzeuge“ dokumentiert. 

4.4.3.1 Prozess der RAMS-Nachweisführung und unterstützende Werkzeuge 

In der AG 5 soll eine einheitliche Vorgehensweise bzgl. der Nachweisführung und Zulassung 
erstellt werden, die von den beteiligten Instanzen akzeptiert wird. Dazu sollen u. a. Maßnah-
men ausgearbeitet werden, die eine einheitliche, verbindliche Anwendung von Normen be-
schreiben und eine einheitliche Prozesskette darstellen.  

Der Schwerpunkt ist die konzeptionelle Betrachtung einer einheitlichen Prozesskette in Hin-
blick auf Sicherheitsaspekte (Gefährdungsanalyse / Sicherheitskonzept / Fehlerbaumanalyse 

/ FMEA / …) und somit ein Ansatz für eine firmenübergreifende Strategie einer Nachweisfüh-

rung. Dabei werden Aspekte der Teststrategie prototypisch umgesetzt.  
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Im Detail (s. Anhang 2.4.2) 

- stellt die Arbeitsgruppe den Sachverhalt einer einheitlichen Prozesskette des Sicher-
heitsmanagement-Prozesses dar,  

- unterbreitet sie einen Vorschlag zur Umsetzung und  

- zeigt die Möglichkeiten der Implementation einer einfachen Nachweisführung anhand 
eines standardisierten Application Lifecycle Management (ALM)-Tools. 

COTS-Produkte unterliegen einer höheren Obsoleszenz, so dass nur ein straffes Obsoles-
zenz-Management eine vereinfachte Zulassung nach einem Austausch von Teilkomponen-
ten ermöglicht. Es wird gezeigt, dass innerhalb des Sicherheitsmanagement-Prozesses be-
sondere Aspekte der Kapselung der COTS-Produkte administriert werden müssen. 

Zusammenfassend können folgende Punkte festgehalten werden:  

- Stand der Technik ist es, dass heute schon eine Standardisierung der erforderlichen 
Dokumentation weit fortgeschritten ist. Die Erkenntnisse der AG3 zeigen, dass ein ein-
heitlicher Maßnahmenkatalog für die Dokumentation firmenübergreifend erstellt werden 
kann. 

- Die normativen Anforderungen an den Managementprozess sind in einer Reihe von 
ALM-Tools bereits berücksichtigt und hinreichend abgedeckt. In Bezug auf die Bahn-
norm sind Anpassungen und Ergänzungen notwendig und möglich, wie hier prototypisch 
gezeigt. 

- COTS-Produkte benötigen im Konzept des Sicherheitsmanagements von Beginn an 
eine gesonderte Fehlerbetrachtung und -strategie bzgl. der Kapselung. Durch Attributie-
rung der sich daraus ergebenden Anforderungen kann ein Standard-Prozess definiert 
werden, der ein einfaches Zulassungsverfahren ermöglicht, so dass der Austausch der 
COTS-Komponenten kein Hinderungsgrund für dessen Einsatz mehr sein sollte.  

- Eine Erhöhung der Innovationsfähigkeit kann erreicht werden, wenn die Kompatibilitäts-
probleme der Normen durch eine prozessbezogene Anforderungsspezifikation und eine 
Strategie zu einer Fehlerbehebung/-kapselung von vornherein geplant wird. 

- Dedizierte Workflows wie die Führung eines Gefährdungslogbuchs können implemen-
tiert werden. Über standardisierte Schnittstellen könnten Gefährdungslogbücher zentral 
verwaltet werden. Diese Möglichkeit muss allerdings noch näher evaluiert werden. 

Aus Sicht der Arbeitsgruppe NTZ sowie den Ergebnissen der AG 5 kann abgeleitet werden, 
dass neben der Definition der firmenspezifischen Projektabwicklung eine durchgehende Pro-
zesskette mittels einem ALM-Tool aufgestellt werden sollte.  

Durch diese Definitionen allgemeiner Workflows können die Prozesse optimiert werden, was 
wiederum zu einer vereinfachten und terminlich verkürzten Zulassung bzw. Änderungszulas-
sung führen kann. Aufbauend auf den Ergebnissen dieses Fördervorhabens sollte eine Defi-
nition dieser Prozesse und deren Optimierungen erfolgen. 

4.4.3.2 Ansätze zur Optimierung toolgestützter Teststrategien 

Im vorherigen Abschnitt wurde dargelegt, dass die Beachtung der Sicherheitsanforderungen 
im gesamten RAMS-Prozess durchgängig toolgestützt nachgewiesen werden sollte.  

Im Folgenden wird die Fehlerverfolgung parallel zum Entwicklungsprozess betrachtet, also 
bereits ab der Design- und Entwurfsphase, über das eng damit verbundene Thema „Erstel-
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len, Durchführen und Verwalten von Tests“ bis zur Nachweisdarlegung im Sicherheitsnach-
weis (TSB). Es wurde ein generelles Konzept der Fehlerverfolgung erstellt.  

Eine optimale Abstimmung der angewandten Prozesse und der verwendeten Tools wird im 
Sinne der  sicherheitsorientierten Entwicklung angestrebt und spielt auch aus wirtschaftlicher 
Sicht, bezogen auf Aufwand, Kosten und nachhaltige Effizienz, eine wichtige Rolle. 

In Anhang 2.4.3 wird beispielhaft das Testkonzept der Firma Funkwerk für das Pilotprojekt 
„Lindaunis“ (ein ESTW-R vom Typ Alister 2.0) vorgestellt. Im Laufe des Entwicklungsprozes-
ses elektronischer Stellwerke wurden viele Erfahrungen in den Bereichen Fehlererkennung 
und Teststrategie im Rahmen des Sicherheitsnachweises gesammelt. Aktuell werden ver-
schiedene Tools oder Toolsuiten verwendet und auf die CENELEC-Prozesse angepasst und 
optimiert. 

Es wurden Möglichkeiten für Verbesserungen im Testkonzept sowie in der Toolchain her-
ausgearbeitet. Zusätzlich erfolgte eine Evaluierung des modernen Application Lifecycle Ma-
nagement (ALM) Tools „Polarion“, um die Aspekte des Managements von Fehlern zu be-
trachten. 

Die interne Toollandschaft der Funkwerk hat Konzepte der heutigen ALM-Werkzeuge bereits 
vorgegriffen. Festzustellen bleibt jedoch auch, dass bei der Integration dieser Tools noch 
bestimmte Automatismen fehlen.  

Es ist festzuhalten, dass sich einige dieser Lücken durch die Verwendung des ALM-Tools 
schließen lassen. Eine vereinfachte Nachweisführung der Einhaltung aller RAMS-
Anforderungen ist generell machbar und wirkt sich effizienzsteigernd auf die Gestaltung des 
Sicherheitsnachweises aus. 

Ein besonderer Schwerpunkt der Betrachtung waren die Schnittstellen zu externen, proprie-
tären Testsystemen. Sie ermöglichen eine direkte Verknüpfung von Tests, Testsuiten und 
Fehlermanagement zu bestehenden RAMS-Anforderungen.  

Diese Möglichkeiten, insbesondere die Handhabung von verteilten Anforderungen, erschei-
nen besonders wichtig im Hinblick auf den Einsatz in einem geplanten DB AG Testlabor 
(siehe „AP 1300 -Entwicklung eines Testkonzeptes“), welches eine zentrale Rolle in der Op-
timierung des Zulassungsprozesses einnehmen soll. 

Ein weiteres Beispiel für einen praktischen Einsatz wäre die skizzierte Anbindung an eine 
Diagnosedatenbank, wie im Teilbericht „Feinkonzept und Prototyp für eine RAMS-
Diagnoseplattform“ beschrieben. 

 

4.4.3.3 Feinkonzept und Prototyp für eine RAMS-Diagnoseplattform 

Aufgrund der Struktur der Arbeitsgruppe (Mitarbeit weiterer Bahnindustrieunternehmen wur-
de vorzeitig eingestellt) konnte nicht auf einen Austausch und eine Bewertung firmenüber-
greifender Best-Practise-Beispiele zurückgegriffen werden, wie ursprünglich vorgesehen. 

Alternativ wurde ein Prototyp entwickelt, der die Möglichkeiten einer Erhärtung der errechne-
ten RAMS-Werte durch eine Erfassung von laufenden Betriebsdaten des Stellwerks aufzeigt.  

Dabei ist die Zielstellung, eine vom Stellwerkshersteller unabhängige Einsatzmöglichkeit zur 
zentralisierten Diagnose von Störungen und Fehlern sowie deren statistische Auswertung zu 
schaffen. 
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Die Diagnoseinformationen vom Stellwerk und vom Bedienplatz sollen sowohl aus aktuellen 
als auch aus archiviertem Datenbestand zur Verfügung stehen. 

Die Arbeitsgruppe hat sich mit dem RAMS-Prozess während der Phase 12 "Erfassung der 
Leistungsfähigkeit" gemäß der CENELEC-Norm befasst und untersucht, inwieweit Daten aus 
der nachgelagerten Prozesskette dazu beitragen können, den voran gelagerten Nachweis-
prozess effizienter zu gestalten. Dabei lag der Fokus auf der Überprüfung der theoretischen 
prognostischen Annahmen der RAMS-Berechnungen durch eine Untersetzung mit techni-
schen Ist-Werten.  

Ziel des implementierten Prototyps war es zu zeigen, dass durch eine verbesserte Bereitstel-
lung von Diagnosemöglichkeiten und einfachen Erfassungsmöglichkeiten von Störungsin-
formationen neben einer Effizienzsteigerung im Bereich der Instandhaltung und Wartung 
auch der Zulassungsprozess besser gestaltbar ist.  

Der Prototyp zeigt, dass die erforderlichen Daten für den Nachweis der Einhaltung der im 
Zulassungsprozess errechneten RAMS-Werte durch einen bedarfsgerechten Client mit ge-
ringem Aufwand erfasst werden können. Eine zentrale Speicherung der Daten ermöglicht 
den Aufruf von Standardabfragen, aber auch AdHoc-Abfragen des RAMS-Managers. Die 
durch derartige statistische Auswertungen erhärteten bzw. angepassten RAMS-
Berechnungen sollten einer Verifikation leichter standhalten und auch so die Zulassung ver-
einfachen.  

Durch die aufgenommenen Betriebsdaten können die Abhängigkeiten zwischen RAMS-
Werten und Störungen einzelner Komponenten besser dokumentiert werden. Daraus resul-
tiert eine transparente Bewertung des Risikomanagementprozesses beginnend bei der Risi-
koanalyse bis hin zur Betriebsphase. 

Die Schaffung eines durchgängigen werkzeuggestützten Prozesses ist ein wichtiger Aspekt 
in der Kosten- und Zeitoptimierung bei Neu- bzw. Änderungszulassung. 

4.4.4 Projektierung von COTS-Produkten 

Die verschiedenen COTS-Produkte erfordern in der Regel verschiedene Projektierungen mit 
jeweils eigenem Verfahren. Der Teilbericht analysiert die Vorteile von COTS-Produkten und 
die Anwendung der verbundenen Projektierungsverfahren. Es wird ein Konzept vorgestellt 
und evaluiert, welches den Erstellungsprozess optimiert und die Zulassung unterstützt. 

Die Gründe für die Nutzung von COTS-Produkten liegen in der Notwendigkeit, den steigen-
den Anforderungen hinsichtlich kürzer werdender Produktzyklen bzw. Projektlaufzeiten sowie 
den hohen Konkurrenz- und Kostendruck gerecht zu werden. COTS-Produkte bieten dabei 
Vorteile in vielerlei Hinsicht. 

Ziel des dabei umgesetzten Prototyps war es, darzulegen, dass basierend auf den schon in 
Menges/AMBER entwickelten Datenmodellen eine Erweiterung derart gestaltet werden kann, 
dass die Projektierungsdaten von COTS mit berücksichtigt werden können.  

Die einheitliche Bedienoberfläche für Projektanten und Planprüfer mit gemeinsamer Daten-
basis beschleunigte den Erstellungsprozess verschiedener Projektierungen. 

Eine Änderung der Projektierung („Spezifische Applikation“) kann somit auf derselben Da-
tenbasis erfolgen.  
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Der Einsatz toolgestützter Projektierungsverfahren, wie dem beschriebenen, verringert Pro-
jektierungsaufwände, beschleunigt damit die Projektabwicklung für Signaltechnik im Bahnbe-
reich und vereinfacht die Führung des Sicherheitsnachweises nach CENELEC.  

Allerdings lohnt sich der hohe initiale Entwicklungsaufwand nur bei guter Wiederverwendbar-
keit in vielen gleichartigen Projekten. Es hat sich auch gezeigt, dass während der Entwick-
lungs- und Anwendungsphase das Projektierungstool den Bedürfnissen der Anwender nach-
läuft. Die Anforderungen sind vielschichtig und ändern sich erfahrungsgemäß am Anfang 
eines Projekts im Detail sehr stark.  

Wenn Varianten eines zugelassenen COTS-Produktes zum Einsatz kommen, kann man dies 
mit dem beschriebenen Editor sehr schnell erfassen und die nachfolgende Dokumentation 
zum Zwecke der Nachweisführung automatisiert erzeugen. Wenn die Änderungskennzeich-
nung auch noch implementiert wird, vereinfachen Differenzbetrachtungen die Nachweisfüh-
rung noch weiter. 

4.4.5 Verwertungsmöglichkeiten und Ausblick 

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe 5 werden Prozesse im Zulassungsprozess optimieren, so 
dass ein verkürzter Zulassungszeitraum realisiert werden kann, sofern die Möglichkeiten des 
Einsatzes eines ALM-Tools sowie der Chance auf Standardisierung von Geschäftsprozessen 
genutzt werden. Zusätzlich kann durch die Projektierungsmöglichkeit von COTS-Produkte in 
einem bestehenden Infrastruktureditor eine verbesserte Nachweisführung, vor allem bei Än-
derungen von COTS-Komponenten, erreicht werden. 

Im Ergebnis der Forschungsarbeiten der Arbeitsgruppe 5 lassen sich nachfolgende Hand-
lungsschwerpunkte für weitere Untersuchungen ableiten: 

- Die notwendigen und hinreichenden Maßnahmen für die Überleitung der Zulassung 
von COTS-Produkten von IEC nach CENELEC sind expliziter herauszuarbeiten und 
mit der Aufsichtsbehörde abzustimmen. Ein wichtiger Teilaspekt dabei ist die Über-
tragbarkeit von Wahrscheinlichkeitsberechnungen nach den detaillierten Vorgaben 
der IEC-Norm. 

- Im Sinne eines durchgängigen und standardisierten Managementprozesses ist ein 
ALM-Tool auszuwählen, ggf. funktional zu ergänzen und für einen Einsatz im 
CENELEC-Prozess zu verifizieren, zu validieren und letztlich damit zu zertifizieren. 

- Die Arbeitsgruppe 5 empfiehlt, die vorgestellte Diagnoseplattform auf Basis des Pro-
totypen weiterzuentwickeln und nach Abstimmung mit DB und weiteren Signalbaufir-
men in das zu schaffende NeuPro-Testlabor zu integrieren. 

- Der Datenaustausch zwischen der im Projekt PlanPro entstehenden LST-Datenbank 
mit den Datenmodellen der Signalbaufirmen muss auf ein Qualitätslevel geführt wer-
den, das dem erforderlichen Sicherheitsstandard entspricht, so dass die Inputs und 
Outputs der jeweiligen Projektierungswerkzeuge (z.B. der Funkwerk-Infrastruktur-
editor) keiner weiteren Verifikation bedürfen. 

 

4.4.6 Ergebnisdokumente 

Lfd. Nr.  Teilergebnisberichte 

1) NeGSt_Ergebnisbericht_2300AG5_Vergleich der Zulassungsbedingungen IEC 61508 
- CENELEC (Anhang 2.4.1) 
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2) NeGSt_Ergebnisbericht_2300AG5_Prozess der RAMS-Nachweisführung und unter-
stützende Werkzeuge (Anhang 2.4.2) 

3) NeGSt_Ergebnisbericht_2300AG5_Ansätze zur Optimierung toolgestützter Teststra-
tegien (Anhang 2.4.3) 

4) NeGSt_Ergebnisbericht_2300AG5_Feinkonzept und Prototyp für eine RAMS-
Diagnoseplattform (Anhang 2.4.4) 

5) NeGSt_Ergebnisbericht_2300AG5_Projektierung von COTS-Produkten (Anhang 
2.4.5) 

 

5 Veröffentlichungen 

Die Ergebnisse des Projektes (Abschlussbericht und alle genannten Anlagen) sind öffentlich 
zugänglich und können über die Technische Informationsbibliothek der Universität Hannover 
(TIB) bezogen werden. Darüber hinaus werden ausgewählte Ergebnisse zusätzlich veröffent-
licht.  

Unter der Adresse http://projekte.fir.de/negst/ können die wichtigsten Informationen zum Pro-
jekt abgerufen werden. Auf der Webseite finden sich außerdem ausgewählte Projektergeb-
nisse zum Download. Ebenfalls im Internet veröffentlich ist über die Webseite des Projektträ-
gers TÜV Rheinland der Beitrag des Projektes NeGSt zur Halbzeitbilanz des 3. Verkehrsfor-
schungsprogramms mit ersten Zwischenergebnissen zur Hälfte der Projektlaufzeit 
(http://www.tuvpt.de/index.php?id=356).  

Aus dem AP 1000 sind folgende Beiträge in Fachzeitschriften geplant:  

 Nutzerzentrierte Systemgestaltung / Usability:  
Arbeitstitel “Der Mensch im hochautomatisierten Arbeitsumfeld Bahn – Evaluierung 
eines neuen Bedienkonzeptes für die Leit- und Sicherungstechnik der DB Netz AG“, 
Signal & Draht, 5 S. + Abb., geplant Q2/2014 

 Testkonzept : zum Zeitpunkt der Berichterstellung in Klärung 

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe 2 des AP 2000 (s. Anhang 2.2) wurden der ERA vorge-
stellt, im Nachgang an diese übergeben und sollen Eingang in deren Leitfäden finden. Wei-
terhin wurden die Ergebnisse der Arbeitsgruppe 2 auf den Tagungen safe.tech2013 (TÜV 
Süd), Safety in Transportation 2013 (TU Braunschweig) sowie dem DLR-Verkehrskolloquium 
(Braunschweig) präsentiert. 

Darüber hinaus wurden die Ergebnisse der AG 2 zur CSM-VO in Schulungsunterlagen für 
verschiedene Ebenen in Unternehmen (Management bis Sachbearbeiter) zusammengestellt, 
so dass diese für die Fortbildung von Mitarbeitern erstmalig in deutscher Sprache zur Verfü-
gung stehen.  
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6 Zusammenfassung und Ausblick 

Im Projekt NeGSt haben über zwei Jahre hinweg Signaltechnikhersteller, die Deutsche Bahn 
und zwei Forschungsinstitute intensiv zusammen gearbeitet, um Lösungsansätze für Frage-
stellungen zu entwickeln, die sowohl hersteller- als auch betreiberseitig wesentliche Heraus-
forderungen für den Verkehrsträger Schiene darstellen.  

Im Bereich des neuen Bediensystems für die LST der Deutschen Bahn wurden die Anforde-
rungen zusammengestellt und Designvorschläge untersucht und bewertet. Es wurde ein 
Konzept für eine Auswerteplattform von Diagnosemeldungen erstellt, um zukünftig Zu-
standsdaten intelligenter Infrastrukturelemente verarbeiten zu können. Für den Nachweis der 
Konformität der neuen Entwicklung wurde ein Testkonzept entwickelt.  

Die Ergebnisse des Projektes NeGSt fließen in zukünftige Ausschreibungen der DB ein und 
werden bei der Weiterentwicklung des Bediensystems direkt angewendet. Dieses soll nach 
seiner Fertigstellung im Netz der Deutschen Bahn sowohl im Fern- und Ballungsnetz als 
auch im Regionalnetz ausgerollt und verwendet werden. Die Erstellung einer vollständigen 
URS für das neue Bediensystem wird noch einige Zeit in Anspruch nehmen und voraussicht-
lich nicht vor 2015 abgeschlossen sein. Auf dieser Basis kann anschließend die Spezifizie-
rung des Systems durch die Industrie erfolgen.  

Die Ergebnisse aus dem AP 1300 werden in das von der DB geplante Testcenter einfließen. 
Mit Erstellung der vollständigen Spezifikation des neuen Bediensystems werden später um-
fassende, standardisierte Testfallkataloge für die Einbindung der neuen Komponenten in die 
Systemarchitektur der DB erstellt. 

Für den zukünftigen Umgang mit dem Zulassungsprozess wurden Konzepte für die Umset-
zung neuer EG-Verordnungen auf nationaler Ebene erstellt. Dabei konnten Interpretations-
spielräume aufgedeckt und Handlungsempfehlungen erarbeitet sowie Prozessanpassungen 
abgeleitet werden. Es wurde außerdem ein Konzept für die Optimierung der Nachweisfüh-
rung bei der Zulassung von COTS in der Bahndomäne entwickelt.  

Die Relevanz der Ergebnisse wird durch die Tatsache unterstrichen, dass bereits während 
der Projektlaufzeit erreichte Zwischenergebnisse in Projekten der Beteiligten genutzt wurden. 
Als ein Beispiel kann der Umgang mit der CSM-VO angeführt werden, welcher aufgrund der 
Neuheit und der enthaltenen Interpretationsspielräume Schwierigkeiten z.B. bei der Signifi-
kanzbewertung mit sich bringt. Die in NeGSt entstandenen Teilberichte enthalten Anleitun-
gen für eine firmenübergreifend abgestimmte Vorgehensweise. So wurde eine sektorweite 
Einigkeit in Bezug auf die Auslegung dieser Interpretationsspielräumen geschaffen, so dass 
die entstandenen Vorgehensweisen entsprechendes Gewicht erhalten, selbst wenn eine 
Einbeziehung des EBA während des Projektes nicht stattfinden konnte. Diese Abstimmung 
kann gegebenenfalls auch nach Projektabschluss noch erfolgen.  

Es kann zum Abschluss des Projektes festgestellt werden, dass die gesetzten Ziele erreicht 
worden sind. Dabei wurden nicht nur wesentliche, praxisrelevante Ergebnisse erzielt, son-
dern durch die gute Zusammenarbeit aller Partner ist auch eine gute Grundlage für die Wei-
terarbeit auf Basis der Projektergebnisse entstanden (bspw. im Rahmen der der NTZ ÜGR 
Stufe 2, in firmenübergreifenden Arbeitskreisen etc.).  

Mit der Einbringung in die entsprechenden Gremien haben die Ergebnisse weitreichende 
Konsequenzen, z.T. bis auf europäische Ebene. So werden die Projektergebnisse als good 
practice in Leitfäden der ERA eingebracht. Die bisherige Rückmeldung hierzu war positiv. 
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Ebenso fließen Ergebnisse des AP 2000 in die Arbeitsgruppe NTZ und über die Mitarbeit in 
den CENELEC-Gremien in die Erstellung der neuen EN 50126 ein. Inwiefern eine Anpas-
sung der Ergebnisse erforderlich werden wird, muss geklärt werden, wenn diese neue Norm 
vorliegt.  

Eine zur Zeit der Antragstellung des Projektes grundsätzlich angedachte zweite Phase kann 
aufgrund des Standes der vollständigen URS des neuen Bediensystems nicht direkt an das 
NeGSt-Projekt angeschlossen werden. Mit erfolgreichem Abschluss der Arbeiten im AP 2000 
ist jedoch die notwendige Voraussetzung erfüllt, um diese Innovationen zu gegebener Zeit in 
den Markt bringen zu können.  
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Anhang  
Der Anhang steht in elektronischer Form zur Verfügung und ist über die Technische Informa-
tionsbibliothek der Universität Hannover (TIB) erhältlich. 

Anhang 1: Dokumente zu AP 1000 – Harmonisierung des Bediensystems:  

 Anhang 1.1:  Nutzerzentrierte Systemgestaltung des Fdl-Arbeitsplatzes 
 Anhang 1.2:  Detaillierte Teilergebnisse zum Diagnosekonzept 

1. Analyse und Bewertung der Bedürfnisse der Diagnose 
2. Diagnoseanforderungen LST: Protokoll OPC UA - Generische Anforde-

rungen 
 Anhang 1.3:  Detaillierte Teilergebnisse zum Testkonzept 

1. Aufnahme von Anforderungen an zukünftige Testverfahren - Metatest-
plan 

2. Entwicklung eines Testkonzeptes (Testfallformat) 
3. Testfallformat – Formularmuster 
4. Anpassung von Metatestplan und Testfallformat an die Erfordernisse der 

SCI-CC 
 

Anhang 2: Dokumente zu AP 2000 – Optimierung des Zulassungsprozesses:  

 Anhang 2.1:  Ergebnisdokumente der Arbeitsgruppe 1 „Anerkannte Regeln der Technik“ 
1. Positionspapier „Entwicklung von Anerkannten Regeln der Technik“ 
2. Sammlung zu „Definition Betriebsbewährtheit“ 

 Anhang 2.2:  Teilberichte der Arbeitsgruppe 2 „Effiziente Umsetzung CSM-VO“ 
1. Signifikanzbewertung von Änderungen an technischen Systemen auf 

Grundlage Ausfallfolgen-Unsicherheits-Matrix 
2. Signifikanz von Änderungen auf Grundlage relevanter Regelwerke 
3. Allgemein vertretbares Risiko 
4. Ergebnisbericht zur „Risikoakzeptanz auf Basis von ähnlichen Referenz-

systemen” bei Anwendung der CSM-VO 
5. Semi-quantitative Verfahren zur expliziten Risikoabschätzung 
6. Unabhängige Bewertung 
7. Schulungsfolien zur Einführung in die "CSM-VO" 
8. Erfüllung der CSM VO durch Anwendung der CENELEC-Normen 

 Anhang 2.3:  Dokumentationsumfang bei der Zulassung gemäß CENELEC 
1. Vorarbeiten und Unterarbeitspaket 2200.3 
2. Beispielhafte Dokumentenlisten ('Best Practice') 

 Anhang 2.4:  Teilberichte der Arbeitsgruppe 5 „Umgang mit Komponenten nach IEC 
61508 (COTS) / Hybriden“ 

1. Vergleich der Zulassungsbedingungen IEC 61508 – CENELEC 
2. Prozess der RAMS-Nachweisführung und unterstützende Werkzeuge 
3. Ansätze zur Optimierung toolgestützter Teststrategien 
4. Feinkonzept und Prototyp für eine RAMS-Diagnoseplattform 
5. Projektierung von COTS-Produkten 
 

Anhang 3: Foliensatz der NeGSt Abschlusspräsentation vom 13.08.2013 


